SEITE  


Öffentliche Anhörung „Bundesnaturschutzgesetz“
am 24. September 2001
Antworten

auf den 

Gemeinsamen Fragenkatalog
Beiträge von:


Seite

Bundesverband Beruflicher Naturschutz e. V. (BBN)


1

Prof. Dr. Christina von Haaren,
Institut für Landschaftspflege und Naturschutz, Hannover
25

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände
50


[image: image1.wmf] 


Bundesverband

Beruflicher Naturschutz e. V.

DRL

Deutscher Rat für

Landespflege e. V.

__________________________________________________

Gemeinsamer Fragenkatalog zur Öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Ausschussdrucksache 14/595**

Hier: Antworten

I. Biotopverbund und Schutzgebietsdefinitionen

1. Der Gesetzentwurf bietet in Form der Schutzgebietskategorien Möglichkeiten an, den Biotopverbund rechtlich und dauerhaft zu sichern. Da zum Biotopverbund auch Flächen gehören werden, die nicht unbedingt über Schutzgebietskategorien (wir benutzen diesen Ausdruck lieber als Schutzgebietsdefinition) gesichert werden müssen, ist als eine Möglichkeit für die Sicherung dieser Flächen der Vertragsnaturschutz genannt, der allerdings überwiegend in der Verantwortung der Länder liegt. Inwieweit hiermit dauerhafter Schutz erreicht werden kann bleibt abzuwarten. Hinzuweisen ist auch auf andere Fachgesetze (z. B. Forstrecht, Gewässerrecht).

2. Die Geeignetheit von Flächen hängt davon ab, welche Ziele und Ansprüche der Schutz von Arten und den entsprechenden Biotopen erfordert. Dabei sind sowohl Lebensräume und Teillebensräume zu berücksichtigen sowie Kriterien wie Seltenheit, Repräsentativität usw. Sowohl auf internationale und nationale Vorgaben ist zurückzugreifen (z.B. auch FFH-RL auswerten). Auf jeden Fall sind die Aussagen des BNatSchGNeuregG hier zu qualifizieren.

3. BBN und DRL halten 15% als Flächenvorgabe für richtig. Die im Gesetzentwurf aufgeführten 10% können nur eine Minimalforderung sein.

4. Der nationale Biotopverbund stellt eine Verfeinerung von Natura 2000 dar.

5. Die 15% Biotopverbundfläche sind eine grobe Vorgabe, die sicherlich regional unterschiedlich umzusetzen sind. Das fachliche Instrument dafür ist die Landschaftsplanung.

6. Der Biotopverbund per se entwickelt keine Verbotstatbestände; diese sind an reale Verwaltungsverfahren gebunden.

7. Dies richtet sich nach fachlichen Erfordernissen und nach den standörtlichen Gegebenheiten. Pauschale Aussagen sind nicht zielführend. Dies ist anders zu sehen als der funktionale Umgebungsschutz bei FFH-Gebieten.

8. Die Maßnahmen werden je nach Erfordernis in der Landschaftsplanung vorbereitet und richten sich nach dem Ziel (Renaturierung, Extensivierung, Pflanzung u. dgl. mehr).

9. Obwohl aus Gründen der Akzeptanz in der Öffentlichkeit eine Reduktion von Schutzgebietskategorien sinnvoll wäre, ließe sich dies zum heutigen Zeitpunkt kaum realisieren. Die Regelungen sind abgegrenzt und historisch und rechtlich gewachsen.

10. Nein, dies ist nicht zu erwarten.

11. Nein, von Entwertung kann nicht die Rede sein. Der Entwicklungsaspekt betrifft in erster Linie die Schutzgebietskategorie „Nationalpark“ und ist hier sinnvoll. Mit den anderen Schutzgebietskategorien werden vorrangig Kulturlandschaftsformen geschützt, wobei dies durch den Schutzzweck ausgedrückt ist. Prozessschutz als ein Aspekt von Entwicklung wird hier eher selten als Ziel vorzugeben sein.

12. Die Frage ist missverständlich formuliert.
Historisch betrachtet hat der seit den 1950/60/70er Jahren stattfindende Strukturwandel der Landwirtschaft (Flächenvergrößerung und Beseitigung von Landschaftsstrukturen, Intensivierung, Mechanisierung, Trennung von Ackerbau und Viehzucht, Industrialisierung, Verlust von Arbeitsplätzen) mit der Ausweisung von Naturschutzgebieten absolut nichts zu tun. Allein der Flächenanteil der Naturschutzgebiete mit rd. 1% der Landesfläche spricht dagegen.
Die Erhaltung von durch alle unterschiedlichen Schutzkategorien geschützten Landschaftstypen entsprechend dem Schutzzweck bedarf jedoch nicht selten einer angepassten, nachhaltigen Nutzung von z. B. Wiesen und Grünlandstandorten zum Erhalt dort vorkommender Arten und offener Strukturen. Zumeist geschieht dies heute erfolgreich durch Rahmenverordnungen mit nachlaufendem Vertragsnaturschutz zum gegenseitigen Vorteil der wirtschaftenden Betriebe und des Naturschutzes. Inwieweit sich hier die angekündigte Agrarwende oder besser ein Wandel der Agrarpolitik günstig auswirken wird, bleibt abzuwarten.

13. Es wäre gut, den Biotopverbund klarer zu definieren. Die Verbände haben hierzu Vorschläge vorgelegt. Die fachliche Steuerung soll an die Landschaftsplanung gebunden werden.

14. Hierarchisch: Europäisch-national-regional-örtlich.

15. Nein

16. Nein. Der Biotopverbund bietet Vorteile und sichert die agrarische und forstliche Nutzung. Beispiel: Biosphärenreservat Rhön.

17. Standards gibt es außer der allgemeinen 15%Quote so nicht. Einzubinden sind Schutzgebiete und –objekte, Flächen mit rechtlichen Bindungen und die schutzwürdigen und entwicklungsfähigen Biotope und Bereiche nach ihren Funktionen im Raum. Pauschalkriterien für die regionale Ebene können aufgrund der örtlich unterschiedlichen Zustände nicht vorgegeben werden. Wichtig ist, dass die fachlichen Vorgaben im Rahmen der Landschaftsplanung erarbeitet werden.

18. Nein; die Ausweisung von Schutzgebieten hängt vom politischen Willen ab.

19. Kernflächen (eines Biotopverbundes) werden häufig mit einer Schutzkategorie (Nationalpark, Naturschutzgebiet) zu belegen sein; bei Verbindungselementen können schwächere Schutzkategorien in Frage kommen oder aber auch z.B. Vertragsnaturschutz. Im übrigen ist aber auch auf andere gesetzliche Grundlagen hinzuweisen (z.B. Forstrecht oder Gewässerrecht).

20. Auf Basis von Verträgen oder Verordnungen und Verwaltungsverfahren, sonst nicht. Eine Dauerhaftigkeit kann nicht garantiert werden.

21. Positive; Steuerung durch Landschaftspläne der Kommune.

22. Vorschlag: 15% für den Biotopverbund wäre besser.

23. Nein; die Schutzkategorie Landschaftsschutz ist relativ schwach. Naturparke bestehen aus Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten. Bei Landschaftsschutzgebieten und Naturparken steht die Erholung im Vordergrund.

24. Nein. Es sind Nachbesserungen erforderlich.

25. Ein Lastenausgleich erscheint so gar nicht ableitbar.

26. Ein rein fachliches Gesamtkonzept des BfN als Orientierungsrahmen und eine Abstimmung in der LANA sowie die Einspeisung bundeseigener Flächen und das Grüne Band.

II. Meeresschutz

1. Dies ist dringend geboten aufgrund der Bedeutung von Meeresbereichen mit herausragender Naturausstattung (zahlreiche Küstenbiotope, Wattenmeer), weil die Nutzungsoptionen immer größer werden.

2. Vgl. hierzu das Rechtswiss. Gutachten von Hans Jarass „Schutzgebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone“, 2001.

3. Der Bund sollte mehr Verantwortung übernehmen, allein schon aus dem Grund, weil die Länder hinsichtlich ihrer Veraltungsorgane überfordert sind. Eine Zusammenarbeit ist notwendig.

4. Die Seeanlagenverordnung muss weiterentwickelt werden, wobei die zuständige Behörde mehr planerisches Ermessen und Gestaltungsspielraum erhalten sollte. Dann kann auch ein deutlicher Bezug zu UVP und Eingriffsregelung hergestellt werden.

5. Diese richten sich dann strikt nach den Standorterfordernissen mit Berücksichtigung des Arten- und Biotopschutzes und des Landschaftsbildes. Auf jeden Fall sollte eine besondere Verpflichtung zur Berücksichtigung von Naturschutzbelangen beim Ausbau der Windkraftenergie in den Grundsätzen des §2 aufgenommen werden.

6. Die Aufnahme des Vogelzuges in den Katalog der Erwägungsgründe der Seeanlagenverordnung ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die Möglichkeit der Ausweisung von Schutzgebieten in der AWZ wäre gut.

7. Die Frage kann nicht beantwortet werden.

III. Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

1. Vorteile und Nachteile halten sich die Waage. Daher favorisieren wir die Übernahme unserer Formulierungen, die am Status Quo ansetzen.

2. Nein, die Gleichrangigkeit nützt hier nichts; es bedarf eindeutiger Begründungen für die Abwägung und rechtliche Nachprüfbarkeit zur Zulässigkeit.

3. s. Vorschlag BBN/DRL zu §§18-20.

4. Nein; s. Vorschlag des BBN/DRL.

5. Die Formulierung ist fachlich richtig und entspricht der heutigen höchstrichterlichen Rechtsprechung.

6. Der temporäre Naturschutz entspringt im wesentlichen dem Vertragsnaturschutz und Förderprogrammen; er sollte im Entwurf nicht weiter als vorgesehen verankert werden.

7. Ja; s. Vorschlag BBN/DRL.

8. Nein; das Verursacherprinzip würde sonst unterlaufen.

9. Die vorgeschlagene Formulierung wird auch in Bezug zum Grundgesetz als vertretbar und zielführend angesehen.

10. Die Formulierung ist nicht angemessen und zu wenig operabel für den Vollzug; daher haben BBN und DRL ihren alten Vorschlag nochmals unterbreitet. Vor allem im Bereich Forsten und Fischerei fehlen Kontrollen und Standards. Die Vorschläge decken sich mit Abstimmungen der Agrarminister aus früherer Zeit und dem jüngsten hessischen Forstgesetz der CDU/FDP-Landesregierung.

11. Nein. Dies ist heute guter fachlicher Standard und entspricht der Rechtssprechung.

12. Keine negativen Folgen ableitbar; zu erwarten ist eine Optimierung von Zulassungsverfahren

13. Nein, dies richtet sich strikt nach dem Schutzzweck und der Verordnung.

14. Ja, dies richtet sich nach dem landschaftspflegerischen Begleitplan zum Betriebsplan, resultiert also aus der Abarbeitung der Eingriffsregelung. Es ist darauf hinzuweisen, dass solche Flächen auch einfach liegengelassen werden können, also nicht aktiv rekultiviert werden müssen.

15. Nein; es handelt sich in der Regel um ganz erhebliche Eingriffsfolgen während der Betriebsphase.

16. Die neuen Regelungen des §30 sind hier relevant und nach der Änderung nunmehr fachlich voll vertretbar; ggf. sollten Altlastenstandorte von der Regelung des §30 ganz ausgenommen werden.

17. s.Nr. 16.

18. Nur auf der Basis der Anwendung von Förderprogrammen.

19. Keine; die jetzigen Regelungen schreiben den Standard der derzeitigen Rechtspraxis fest.

20. Diese Klausel ist überflüssig und ohnehin Maßgabe für die Verwaltungspraxis im allgemeinen Verwaltungsrecht.

21. Nein; die Richtlinien wurden nicht ganz vollständig umgesetzt. Dies ist rechtlich geboten. Daher haben BBN/DRL hierzu Ergänzungen vorgeschlagen.

22. Für die Binnenfischerei wurden von BBN/DRL Vorschläge eingereicht. Zur Meeresfischerei erscheint dies mit dem BNatSchGNeu so kaum möglich, außer über die vorgeschlagenen Schutzgebiete im Meer.

23. Aus Sicht von BBN/DRL ist dies nicht gewinnbringend, weil die Abwägung so nicht mehr rechtlich nachvollziehbar in Verwaltungsverfahren ausgestaltet wird. Bei B-Plänen ist dies anders und auch im BauGB entsprechend geregelt. Der BBN/DRL-Vorschlag entspricht hier ganz präzise der letzten höchstrichterlichen Entscheidung zu einer Bundesautobahn mit Ausgleich und Ersatz.

24. Ja, aber nur für sehr begrenzte Fälle.

25. Der Vorschlag erscheint so kaum operabel, bringt substantiell aber keine gravierenden Neuerungen.

IV Gute fachliche Praxis

1. Nein. BBN/DRL haben hier die notwendigen Standards als Vorschlag formuliert. Diese sind in der Praxis operabel ausgelegt.

2. Der Vorschlag von BBN/DRL ist notwenig und klärt gerade das Verhältnis von Landnutzung und Naturschutz positiv; unvertretbare Belastungen gehen damit nicht einher. Der Vorschlag entspricht den Zielen der neuen Agrarpolitik.

3. Die Formulierungen im Gesetz sind zu unbestimmt. Daher sollte dem BBN/DRL-Vorschlag gefolgt werden-

4. Derzeit bestehen große Unklarheiten zu diesen Standards. Daher sind die gesetzlichen Passagen unbedingt notwendig ; sie bedingen sich zur Definition der Eingriffsregelung und den Bestimmungen über Schutzgebiete und den Artenschutz.

5. Es wird hier auf den Vorschlag BBN/DRL verwiesen.

6. Hier gilt gleiches wie zur Landwirtschaft. Die BBN/DRL-Vorschläge liegen kongruent zu den eigenen Aussagen der Forstwirtschaft; vgl. Anhörung zum hessischen Forstgesetz und die Praxis in Hessen sowie die Anwendung der Kompensationsregelungen im Wald.

7. Hier gilt gleiches wie zu 6.

8. Ja; aber dies erscheint in Bezug zum Gentechnikgesetz nur in Naturschutzgebieten und Nationalparken fachlich durchsetzbar.

9. Positiv. Direkte Einschränkungen über eine vernünftige Praxis hinaus ergeben sich nicht.

10. Nein

11. Hierzu ergeben sich keinerlei negative Folgen.

12. Keine, s.o.

13. Nein; die Regelungen liegen kongruent; auf die weitergehenden BBN/DRL-Vorschläge wird verwiesen.

14. Die Bestimmungen liegen kongruent und entsprechen den EU-Vorgaben.

15. Eine schlagbezogene Kartei ist eine sinnvolle Dokumentationsgrundlage.

16. Die Führung erscheint ohnehin für einen ordentlich wirtschaftenden Betrieb angezeigt.

17. Kahlschläge sind in Deutschland fachlich nicht vertretbar oder bedingen eine Genehmigung für die Ausnahme.

18. Ja.

19. Die jetzige Regelung bedingt hier keine Nachteile.

20. Deshalb erscheint eine bundesweite Rahmenvorschrift sinnvoll, die die Länder weiter ausfüllen.

21. Nein.

V. Vertragsnaturschutz und Eigentum

1. Mit befristeten Verträgen können Ziele des Naturschutzes dauerhaft nicht gesichert werden. Das ist ein Wiederspruch in sich. Mit befristeten Verträge können allerdings bestimmte gewünschte Zustände wiederhergestellt werden. Insoweit können sie sich positiv auswirken.

2. Ja.

3. Allgemein ist diese Aussage richtig und zu unterstützen. Dies dürfte aber nicht das Thema zur Zielbildung nach §1 sein.

4. Ja, zur Durchführung von Maßnahmen und Verträgen.

5. Die Vorschläge entsprechen dem fachlich genügend.

6. In diesem Punkt ist der Entwurf sehr wohl ausgewogen.

7. Zum Teil ist dies richtig; BBN/DRL haben hier konkrete Lösungen benannt.

8. Art. 14 ist voll gewahrt.

9. Über die gute fachliche Praxis hinausgehendes kann nicht verlangt werden oder es muss über Verträgen honoriert werden; in Schutzgebieten wäre dies z.B. entschädigungspflichtig.

10. Dies entspricht einer fachlich vertretbaren und auf Konsensbildung orientierten Praxis. Hinzuweisen ist aber darauf, dass die personellen Voraussetzungen stimmen müssen, also ausreichend Personal vorhanden sein muss.

11. Die Kriterien der gültigen Rechtspraxis; daran ändert sich nichts.

12. Eine gewisse länderspezifische Handhabung entspricht dem Charakter des Rahmenrechtes und ist hier nicht zu ändern.

13. Dies sind zwei völlig unterschiedliche Handlungsfelder, über den jeweiligen Personal- und Zeitaufwand liegen uns keine Erfahrungen vor.

14. In Schutzgebieten soll der Vertragsnaturschutz auch greifen, wenn hier reine Rahmenvorgaben zur Sicherung angemessen bleiben.

15. Ja, je nach Landesprogramm unterschiedlich.

16. Ja, er kann ein geeignetes Instrument sein.

17. Vertragsnaturschutz, freiwillige Vereinbarungen mit Verbänden u.ä.

18. Hier gibt es einen entsprechenden etwas veralteten Leistungskatalog, der die jeweiligen Maßnahmen aufführt ; allgemeine Aussagen sind nicht möglich.

19. Vertragsnaturschutz aufsattelnd zur guten fachlichen Praxis, weitere Änderungen der europäischen Agrarpolitik (mehr Honorierung von Leistungen von Landwirten für Naturschutz und Landschaftspflege), bessere und gezielte Vermarktung ökologisch verträglich produzierter landwirtschaftlicher Güter, evtl. Abgaben durch Tourismus.

20. Dies richtet sich ganz nach der standörtlichen Gegebenheit und ist pauschal nicht zielführend zu beantworten und auch nicht gewinnbringend ; einen Anhalt bietet die Ausstattung der zweiten Säule der Agenda 2000 für Deutschland.

VI. Verbandsklage

1. Es geht nicht um Kontrolleure oder Misstrauen gegenüber den Naturschutz-Behörden sondern um eine Anwaltschaft für die Natur.

2. BBN/DRL haben einen dezidierten Vorschlag unterbreitet für Verfahren, in denen eine besondere Relevanz zur Beteiligung und zum Rechtsschutz geboten erscheint.

3. Ja.

4. Die Verbände sind wie andere TÖB zu beteiligen, daher können sich keine Verzögerungen ergeben. Die Länderpraxis belegt dies hinreichend.

5. Dies stimmt. Die Anpassung auf Bundesebene entspricht aber eher der Rechtslage in den Bundesländern. Ein Alleingang ist hier nicht das Thema, eher der Einklang mit Aarhus.

6. Nein; es geht hier nur um den Naturschutzbezug (§1).

7. Nein. BBN/DRL haben einen Vorschlag für relevante Verfahren unterbreitet. Er entspricht den Erfahrungen aus den Bundesländern.

8. Nein ; s. unter 7.

9. Positive Erfahrungen in allen Ländern, in denen die Klage eingeführt wurde. Es kam weder zu einer Flut von Klagen, wie von den Gegnern befürchtet wurde, noch wurden Verfahren unnötig in die Länge gezogen.

10. Ja ; siehe Vorschläge BBN/DRL.

11. Dies richtet sich alleine nach den Vorgaben der VwGO und des VwVfG.

12. s. Frage 11.

13. s. Frage 11.

14. Dies ist nicht ableitbar; Stichtag ist 2000 bzw. das Inkrafttreten.

15. Die Aussagen zu §42 erscheinen in Bezug zum BNatSchG als zu weitgehend und sind ganz allgemeiner Natur.

VII. Allgemeines

1. Die Landschaftsplanung entfaltet gerade im ländlichen Raum wegen der Entwicklung des Außenbereiches fachlich eine große Relevanz.

2. Dies ist fachlich unabdingbar und notwendig, auch i. S. eines effizienten Mitteleinsatz öffentlicher Gelder. Die Feststellung von Ursachen ist teilweise möglich, müsste aber auch politisch gewollt sein. Wichtig wäre, die Ergebnisse in regelmäßigen Abständen zu veröffentlichen, um so tatsächlich positive oder negative Veränderungen nachvollziehbar zu machen.

3. Ja.

4. Nein; dies sollte sich nach den Aussagen der Landschaftsplanung richten.

5. Ja, bei Beachtung der Vorschläge BBN/DRL aus der beruflichen Praxis.

6. Dies ist uns leider nicht bekannt.

7. Ja, deshalb gibt es einen Ergänzungswunsch BBN/DRL zu §55.

8. Nein.

9. Dies wurde so sachlich nicht verifiziert.

10. Hierzu sollte eine gesondertes Bundesprogramm für Nationalparke und Natura 2000 aufgelegt werden. Die GAK ist unbedingt für Naturschutzzwecke zu er-weitern und ein hoher Anteil an Mitteln sollte in der Bundesstiftung Umwelt zusätzlich mobilisiert werden.

11. Ja.

12. Nein.

13. Vom Grundsatz her: Ja, Nachbesserungen wären aber wünschenswert.

14. Pauschale Aussagen sind nicht möglich, weil die Fragen rein standörtlich relevant werden.

15. Der Biotopverbund als solcher wird keine besonderen Kosten verursachen; er dient eher als Kulisse für die Umsetzung von Maßnahmen mit speziellen Finanzierungskonzepten.

16. Nein, aber die Erfahrungen vom Bayrischen Wald und aus der Rhön sind positiv.

17. Die Regelungen entsprechen der gängigen Praxis in den Ländern. Allgemein entstehen keine Wertverluste an Grundstücken – attraktive Landschaften führen auch zu einer Werterhöhung..

18. Diese Einschätzung ist so nicht nachvollziehbar.

19. Dies richtet sich nur nach der jeweiligen Länder – VOen zu NSG.

20. Insbesondere Windkraftanlagen bergen hier zunehmendes Konfliktpotenzial und müssen im Hinblick auf die standörtlichen Erfordernisse zum Vogelschutz und zur Sicherung des Landschaftsbildes sorgfältig geprüft werden.

21. Diese Schlussfolgerung kann so nicht nachvollzogen werden.

22. Die Maßgaben entsprechen der Vorgabe des Grundgesetzes und der Umsetzung der Konventionen von Rio. Es ist ein Schritt zu mehr verantwortungsvollem Umgang mit der Natur und den natürlichen Lebensgrundlagen.

23. Auswirkungen sind für uns nicht erkennbar .

24. Einen Widerspruch erkennen wir hier nicht.

25. Das Abwägungsverbot ist ohnehin nach dem allgemeinen Verwaltungsrecht geboten. Die Wirkungen sind so operabel. Der speziellen Klausel bedarf es rechtlich daher nicht.

26. Nein: es bedarf aus fachlichen Motiven gewisser Änderungen und Ergänzungen, die BBN/DRL eingebracht haben.

27. Über das allgemeine Verwaltungsrecht hinausgehender Abwägungsvorschriften bedarf es nicht.

28. Dies ist so nicht ableitbar.

29. Hierzu haben BBN/DRL eine Präzisierung vorgeschlagen, die sachgerecht ist und dem Bedarf operabel nachkommt. Es bedarf hier der Nachbesserung.

30. Einige der Aussagen sind wünschenswert, sie entsprechen aber nicht voll den hier relevanten europarechtlichen Vorschriften.
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__________________________________________________

Stellungnahme zum BNatSchGNeuregG - Drucksache 411/01 des Bundesrates

Vorbemerkung:

Der Vorschlag einer Novelle zum Bundesnaturschutzgesetz bringt Neuerungen, die begrüßenswert sind. Diese sind u. a.

Vorschriften über einen Biotopverbund sowie die Vorgabe der Schaffung eines Biotopverbundnetzes auf mind. 10 % der Landesfläche

Abschwächung der umstrittenen Entschädigungsregelung nach dem jetzigen § 3 b BNatSchG

Vorgaben für die „gute fachliche Praxis“

Fortschritte bei der Landschaftsplanung,

Nationalpark mit Entwicklungspotential,

Verbesserungen im Bereich der Verbandsklage

Änderung der SeeanlagenVO.

Bundesverband Beruflicher Naturschutz und Deutscher Rat für Landespflege sind dennoch enttäuscht, dass nur wenige der von ihnen gegebenen Anregungen aus der Praxis des Vollzugs im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigt worden sind.

Anregungen und Bedenken

Artikel 1

Abschnitt 1

1. § 1 Ziele

Hier soll im Titel der Begriff „Aufgaben“ eingefügt werden.

§ 1 soll wegen seiner hohen Relevanz zur grundsätzlichen Definition der Ziele und Aufgaben unmittelbar verbindlich eingeführt werden. Insoweit ist am Status quo festzuhalten.

Es wird die Einfügung eines Absatzes 2 angeregt:

„(2) Der Geltungsbereich des Gesetzes erstreckt sich auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der ‚Ausschließlichen Wirtschaftszone’“.

§ 2 Grundsätze

Die Formulierung zur Abwägung in Absatz 1 soll entfallen. Sie ist entbehrlich und birgt die Gefahr der zusätzlichen und daher nicht sachgerechten Abwägung der Belange in ihrer prinzipiellen Gleichrangigkeit mit anderen.

Für Nr. 1 ist zu erweitern: „... dass die den Standort prägenden biologischen Funktionen und ökologischen Prozesse, die Stoff- und Energieflüsse ...“.

In Nr. 3 soll statt des Begriffs „standortgerecht“ besser der Begriff „standortheimisch“ verwendet werden. Der Begriff „standortgerecht“ wird  aus forstlicher Sicht anders interpretiert, als aus Naturschutzsicht. „Standortheimisch“ umfasst alle Arten der Vegetation, die aufgrund der an einem Standort vorhandenen abiotischen und biotischen Verhältnisse dort ihre natürliche Verbreitung haben, in geschichtlicher Zeit hatten und sich auf natürliche Weise dort verbreiten.

In Nr. 4 soll es statt „ ... zu schützen; ihre natürliche Selbstreinigungskraft ist zu erhalten oder wiederherzustellen.“ heißen:

„... zu schützen; ihre natürliche Dynamik, Gewässergüte und Gewässerstrukturgüte ist zu erhalten und zu verbessern oder wiederherzustellen.“

Zu Nr. 6:

· In Satz 1 ist der 2. Halbsatz „... hierbei kommt ... zu.“ zu streichen. Es gibt keinen vernünftigen Grund, im Naturschutzgesetz eine nachhaltige Energieversorgung oder die Nutzung alternativer Energien festzuschreiben. Das Bundesnaturschutzgesetz bietet zur Umsetzung keinerlei Handhabe, so dass der Grundsatz zu einer reinen Leerformel verkommt.

· In Satz 4 ist im 2. Halbsatz das Wort „standortgerechte“ durch „standortheimische“ zu ersetzen. Standortgerechte Baumarten sind für den Naturhaushalt oft nicht wertvoll, da es alleine auf die Bodeneigenschaften für den Wuchs ankommt. Standortheimische Baumarten hingegen sind für den lokalen Naturhaushalt immer von Nutzen (siehe auch Anmerkungen zu Nr. 3).

Für Nr. 8 wird eine Verkürzung vorgeschlagen:

„Die biologische Vielfalt ist zu erhalten und zu fördern.“

In Nr. 10 – erste Zeile – ist das Wort „noch“ zu streichen.

In Nr. 11 soll der einleitende Satz verändert und ergänzt werden:

„Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer Bedeutung für den Naturhaushalt, für die Erholung und für die Naturerfahrung insgesamt und auch im Einzelnen in der dafür erforderlichen Größe und Beschaffenheit in Zuordnung zu Wohnbauflächen zu erhalten“.

Darüber hinaus soll der letzte Satz heißen:

„Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen sind im Sinne des § 1 zu entwickeln.“

Der Zusatz in Nr. 13, dass zur Erholung auch „... natur- und landschaftsverträgliche sportliche Betätigungen in der freien Natur“ zählen, ist, solange nicht eine klare Definition erfolgt, gefährlich. Auf den Zusatz sollte besser verzichtet werden.

Es soll neu als Nr. 14 eingefügt werden:

„14. Unzerschnittene großräumige Bereiche sind wegen ihrer Bedeutung als Rückzugsraum für störungsempfindliche Arten, als Voraussetzung für eine zusammenhängende Entwicklung bestimmter Lebensgemeinschaften und von Lebensraumkomplexen sowie aufgrund ihrer Bedeutung für ruhige landschaftsbezogene Erholung zu bewahren und zu entwickeln. Bei der Ausweisung von Schutzgebieten nach den §§ 23 bis 27 sind diese Räume besonders zu berücksichtigen.“

Die Bedeutung der wenigen verbliebenen unzerschnittenen Räume sollte im Gesetz gesondert betont werden.

Die bisherige Nr. 14 wird Nr. 15. Darin soll ergänzt werden:

„... von besonderer Eigenart sowie historische Gärten und Parkanlagen, einschließlich ...“.

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Umgebung der aufgeführten Bereiche in den Schutz einbezogen werden sollte.

Die bisherige Nr. 15 ist kein Grundsatz. Der Text soll in der vorliegenden Form als Absatz 4 übernommen werden.

Der bisherige Abs. 2 des § 2 ist zu streichen oder komplett neu zu formulieren:
· Satz 1 ist unzutreffend. Bund und Länder haben europarechtlich die Verwirklichung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft nicht nur zu unterstützen; sie haben diese Rechtsakte ggf. selbst durchzusetzen. Satz 1 gibt daher ein falsches Bild der europarechtlichen Situation.

· Satz 2 ist zu streichen. Auch er ist unzutreffend. Das Netz „Natura 2000“ ist nicht nur zu fördern. Es ist durch die Länder aufzubauen,  durch die Ausweisung von europäischen Vogelschutzgebieten. Eine „Förderung“ wird den europarechtlichen Anforderungen nicht genügen. Siehe hierzu §§ 32 und 33.

· Die in Satz 3 genannte Überwachungspflicht kann so nicht stehen bleiben. Sie ist anhand der Vorschriften der FFH-Richtlinie zu konkretisieren. 

· In Satz 4 sind die Worte „soweit möglich“ zu streichen. Die Wiederherstellungspflicht bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen ist uneingeschränkt, wie auch § 34 Abs. 5 verdeutlicht.

Auch § 2 soll wegen seiner hohen Relevanz zur grundsätzlichen Definition der Ziele und Aufgaben unmittelbar verbindlich eingeführt werden.

2. § 3 Biotopverbund

Das in Absatz 1 aufzubauende Netz verbundener Biotope sollte bei 15% der Landesfläche liegen.

Absatz 3 soll folgendermaßen gefasst werden:

„Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen und linearen Verbindungselementen.“

Die Möglichkeit, die § 3 einräumt, allein auf bestehende Schutzgebiete zuzugreifen, wird abgelehnt, weil 1. die in § 22 (1) aufgeführten Flächen bei mehr als 25 % der Landesfläche liegen und 2. weil auch nichtgeschützte Gebiete Funktionen im Biotopverbund übernehmen können.

4. § 4 Beachtung der Ziele und Grundsätze

In der Überschrift ist das Wort „Beachtung“ durch das Wort „Bedeutung“ zu ersetzen.

Die jetzige Überschrift stimmt mit dem Inhalt der Norm nicht überein. „Beachtung“ bedeutet im juristischen Sprachgebrauch eine strikte Bindung an die zu beachtende Vorschrift. § 4 soll eine solche Bindung gerade nicht herbeiführen, wie aus der Begründung auf Seite 68 hervorgeht. Es ist nur ein „Verhaltensmaßstab“ vorgesehen, der gerade kein „Beachten“ bedeutet.

5. § 5 Land- und Forstwirtschaft

Die Aufzählung in Absatz 3 soll wie folgt ausgestaltet werden:

„... in diesem Rahmen

1. sind unter den möglichen Bewirtschaftungsverfahren diejenigen zu wählen, bei denen die in § 1 genannten Schutzgüter nicht mehr beeinträchtigt werden, als dies zur Erzielung eines am Prinzip der Nachhaltigkeit orientierten Ertrags erforderlich ist (Ressourcenschutz),

2. ist die Kapazität der Viehhaltung pro Betrieb an der verfügbaren Futtermittelbasis der jeweiligen Betriebsfläche zu orientieren, wobei in Abhängigkeit von den agrarstrukturellen und standörtlichen Verhältnissen grundsätzlich von 0,3 bis 1,5 und maximal bis 2 Großvieheinheiten (GVE) je Hektar Hauptfutterfläche auszugehen ist (flächengebundene Viehhaltung); strengere Bestimmungen in Schutzgebieten gelten spezifisch und bleiben hier unberührt,

3. ist der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie von sonstigen Maßnahmen, die sich auf den Boden- und Wasserhaushalt auswirken, am Ziel der Erhaltung der standorttypischen Bodenfruchtbarkeit auszurichten (Gebot der Erhaltung standörtlicher Differenzierung),

4. sind die für die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts bedeutsamen Landschaftselemente, insbesondere Gehölze, Raine, Gewässerrandstreifen sowie weitere dauerhaft mit Vegetation bedeckte Flächen, die keiner Düngung unterliegen, zu erhalten, soweit sich daraus im Einzelfall keine für den Betrieb unzumutbaren Beschränkungen ergeben; gleiches gilt für die Neuanlage von Landschaftselementen, sofern damit wesentliche vorhandene oder abzusehende Beeinträchtigungen des Naturhaushalts zu verringern sind (Erhalt und Neuschaffung von Funktionselementen), dabei sind nicht gentechnisch veränderte Pflanzenarten zu verwenden,

5. ist in Überschwemmungsgebieten und auf erosionsgefährdeten Hängen ein Grünlandumbruch zu unterlassen; ackerbauliche Nutzungen sind in Überschwemmungsgebieten nach Ablauf einer angemessenen Übergangszeit in dauerhaft vegetationsbedeckte Flächen zu überführen; für den Erosionsschutz in sonstigen Bereichen sind Maßnahmen zu ergreifen, die in der Regel nur einen gering über die Bodenneubildungsrate hinausgehenden Bodenabtrag zulassen (Ressourcenschutz/Biotopverbund/Erosionsschutz),

6. ist eine schlagspezifische Dokumentation über den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln zu führen (Informationspflicht).“

Der Deutsche Rat für Landespflege fordert eine weitergehende Konkretisierung der Aussagen zur guten fachlichen Praxis im Hinblick auf den Düngemitteleinsatz:

„Eine gute fachliche Praxis der Landwirtschaft ist gegeben, wenn

1. der Boden angepasst an das Klima und den jeweiligen Standort bearbeitet wird, so dass Humuszustand und Bodenlockerheit erhalten bleiben;

2. Moorstandorte nicht ackerbaulich und auch nicht zum Saatgrasanbau genutzt werden;

3. in Flussauen, in Überschwemmungsgebieten, auf Hängen mit zu erwartendem starken Bodenabtrag und auf absoluten Grünlandstandorten kein Grünlandumbruch in Ackerland umgewandelt wird;

4. auf schwach geneigten Hängen und bei bestehender Erosionsgefahr der Boden zumindest hangparallele bearbeitet wird;

5. bei erhöhter Erosionsgefahr oder wiederholten Erosionsereignissen eine ganzjährige Bodendeckung über die gesamte Fruchtfolge eingehalten wird;

6. bei wiederholten Erosionsschäden eine Umwandlung in Grünland erfolgt;

7. der Einsatz von Düngemitteln und Daten zur Düngebedarfsermittlung schlagbezogen oder feldbezogen dokumentiert werden;

8. in der Zeit vom 30.10. bis 1.3. keine Ausbringung von Wirtschaftsdüngern und Sekundärrohstoffdüngern erfolgt und eine entsprechende Lagerkapazität im Betrieb nachgewiesen wird;

9. bei der Düngung ein Abstand von mindestens  10 m  zu gefährdeten Lebensräumen und zu Oberflächengewässern  eingehalten wird;

10.  die Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdüngern nach dem Stand der Technik erfolgt;

11.  flüssiger Wirtschaftsdünger und Sekundärrohstoffdünger bodennah ausgebracht und auf unbestelltem Ackerland unverzüglich eingearbeitet wird;

12.  der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln nach den Grundsätzen des integrierten Pflanzenschutzes erfolgt und schlagbezogen dokumentiert wird;

13.  auf Dauergrünland kein Einsatz von Wuchsstoffherbiziden erfolgt;

14.  in einem Betrieb grundsätzlich nur so viele Tiere gehalten werden, dass die Verwertung der anfallenden Wirtschaftsdünger pflanzenbedarfsgerecht auf der betrieblich genutzten Fläche möglich ist;

15.  auch bei sehr hohem Düngebedarf die Obergrenze von zwei Vieheinheiten (VE) pro Hektar betrieblich genutzter Fläche nicht überschritten wird;

16.  Antibiotika in der Tierhaltung nur nach tierärztlicher Verordnung eingesetzt werden.“

Begründung:

Wenn die Landwirtschaft im BNatSchG schon über § 17 Abs. 2 BBodSchG hinaus geregelt werden soll, bedarf es detaillierterer Regelungen als der Entwurf vorsieht, der sich in weiten Teilen mit Allgemeinplätzen zufrieden gibt. Die hier vorgeschlagenen Regelungen werden konsequent in Art. 3 im Landwirtschaftsrecht umgesetzt.

In einem Absatz 4 sind die Maßgaben über die gute forstwirtschaftliche Praxis ergänzend zu definieren:

„(4) Die Forstwirtschaft hat in diesem Rahmen insbesondere die folgenden Maßgaben der guten fachlichen Praxis zu beachten:

1. ist die dauerhafte, stetige und nachhaltige Sicherung aller Waldfunktionen zu gewährleisten sowie die Langfristigkeit und Nachhaltigkeit der forstlichen Produktion sicherzustellen,

2. muss die Erhaltung der Waldökosysteme als Lebensraum einer naturraumtypischen, artenreichen Pflanzen- und Tierwelt durch Hinwirken auf stabile, gesunde und vielfältige naturnahe Wälder erreicht werden; dies schließt Flächen ohne forstliche Bewirtschaftung ein,

3. sind natürliche Verjüngungen zur Förderung genetischer Vielfalt zu bevorzugen, bei Bestandsbegründungen ist autochthones Saat- und Pflanzgut zu verwenden und die Baumartenwahl an der natürlichen Waldgesellschaft unter Berücksichtigung vorhandener, standortgerechter Bestockung zu orientieren,

4. muss der Einsatz von Pflanzennährstoffen zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit bei Waldschadenssituationen strikt standortangepasst erfolgen; auf den Einsatz von Bioziden ist weitgehend zu verzichten und wo zwingend erforderlich, der biologisch-technische Schutz anderen Formen generell vorzuziehen,

5. sind Kahlschläge zu vermeiden und generell bestands- und bodenschonende Arbeitsverfahren im Forstbetrieb anzuwenden, die Walderschließung muss strikt bedarfsgerecht unter Schonung von Landschaft, Naturhaushalt und Bestand erfolgen,

6. ist auf eine Wildbewirtschaftung hinzuwirken, die für die Erhaltung artenreicher Waldbestände und deren Verjüngung nachhaltig ist.“

In einem Absatz 5 sind die Maßgaben über eine gute fischereiwirtschaftliche und fischereiliche Praxis ergänzend zu definieren:

„(5) Eine gute fischereiwirtschaftliche und fischereiliche Praxis hat in diesem Rahmen folgende Maßgaben zu erfüllen:

1. Fischereiwirtschaftliche und fischereiliche Nutzungen müssen standortangepasst und den gewässerökologischen Anforderungen entsprechend erfolgen;

2. die Gewässergüte und -strukturgüte dürfen nicht beeinträchtigt oder verschlechtert werden, und die Funktion der Gewässer und ihrer Ufer als Lebensraum für die gewässerabhängige Tier- und Pflanzenwelt des jeweiligen Naturraumes und Gewässertyps muss erhalten und gefördert werden;

3. außerhalb von Anlagen der gewerblichen Fischerei müssen sich bestandsstützende Besatzmaßnahmen fischerei-biologisch am natürlichen Faunenspektrum und Artenpotenzial des Gewässers orientieren.“

Es ist ein Absatz 6 neu hinzuzufügen:

„(6) Die Länder können die Anforderungen an die gute fachliche Praxis naturraumbezogen im Rahmen der Planung nach Abschnitt 2 konkretisieren.“

Die exakte Definition der guten fachlichen Praxis ist deshalb so wichtig, weil dies Meßlatte für die Eingriffsregelung und für die Ausgestaltung der Agrarumweltprogramme ist

6. § 6 Aufgaben der Behörden

· In § 6 Abs. 2 ist das Wort „unterstützen“ durch das Wort „beachten“ zu ersetzen.
Es ist nicht ersichtlich, warum die Behörden des Bundes die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes nicht strikt beachten sollten, nicht zuletzt, da diese Ziele und Grundsätze ohnehin abwägbar sind.

· In § 6 Abs. 3 ist die Formulierung „... erlassen entsprechende Rechtsvorschriften“ durch die Worte „... erlassen für ihre Behörden Rechtsvorschriften nach Absatz 2“ zu ersetzen.
Bei der jetzigen Fassung ist unklar, welche Rechtsvorschriften des § 6 als „entsprechend“ einzustufen sind.

7. § 7 Grundflächen der öffentlichen Hand

Der Einschub „soweit angemessen“ ist zu streichen.

8. § 10 Begriffe

Zu ergänzen bzw. zu ändern sind folgende Punkte:

Nr. 10

Diese Definition ist zu streichen, da sie keinen Aussagewert hat. Es nutzt nichts, Schutzzweck durch Schutzzweck zu definieren.

Nr. 11

nach Buchstabe c) ist der Halbsatz „soweit sie, einzeln ... erheblich zu beeinträchtigen“ zu streichen.

Es macht keinen Sinn, die Definition des Projekts mit dem materiellen Gesichtspunkt der erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000 Gebiets anzureichern. Das ist schon bei der bestehenden Rechtslage ein Fehler und führt zu erheblichen Missverständnissen. Führt eine Verträglichkeitsprüfung zu einer erheblichen Beeinträchtigung, ist das Vorhaben nach § 34 Abs. 2 unzulässig. Führt ein Vorhaben hingegen nicht zu solchen Beeinträchtigungen, so ist es gemäß § 10 Nr. 11 schon gar kein Projekt. Die Folge ist, dass ein Vorhaben, welches den Projektbegriff erfüllt, zugleich auch unzulässig ist. Damit wird die Verträglichkeitsprüfung zum Teil der Projektdefinition. Dies ist abwegig; zu Folgeänderungen s. zu § 34.

Nr. 12

In Nr. 12 ist die Formulierung „... soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten, geeignet sind, ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein Europäisches Vogelschutzgebiet erheblich zu beeinträchtigen“ zu streichen.

Hier gelten für Pläne dieselben Überlegungen wie für Projekte unter Nr. 11.

Zu ergänzen sind weitere Begriffe:

„Nr. 13: Landschaft

Mit diesem Begriff wird die Gesamteinheit eines konkreten Ausschnittes der Erdoberfläche mit seinen Bestandteilen des Naturhaushaltes, den Flächennutzungen und seiner Wirkungen als Gesamterscheinung auf den Menschen bezeichnet.

Nr. 14. Großvieheinheit (GVE)

Eine GVE entspricht einem Nutztier mit einem Lebendgewicht von 500 kg; Rinder über 2 Jahre und Pferde über 6 Monate entsprechen 1 GVE, Jungrinder zwischen 6 Monaten und 2 Jahren entsprechen 0,6 GVE, Mutterschafe und Ziegen 0,15 GVE, Geflügel entspricht 0,004 GVE.

Nr. 15. FFH-Definitionen

Hier sollen alle relevanten Definitionen von Art. 1 der RL 92/43/EWG übernommen werden (s. dort).“

Es fehlt eine Definition des Begriffs „Landschaftsverträglicher Sport“. Auch der Begriff „Nachhaltige Nutzung“ wäre zu erläutern.

Es wird angeregt zu prüfen, die Begriffe im Rahmen einer Rechtsverordnung zum BNatSchG zu definieren. Dies würde das Gesetz entfrachten und insgesamt lesbarer machen.

9. § 11 Vorschriften für die Landesgesetzgebung

Die zusätzliche Aufnahme von § 1 und 2 als unmittelbar geltendes Recht ist notwendig. Insgesamt ist zu prüfen, ob es nicht sinnvoll wäre, wegen der einheitlichen Umsetzung der Europäischen Rechtsakte die §§ 32-37 als unmittelbar geltend zu bestimmen.

Abschnitt 2

10. In Absatz 2 des § 12 sollte formuliert werden:

„... die Einwirkungen auf den Naturhaushalt und die Landschaft sowie die Wirkungen von Maßnahmen zur Stützung und Förderung des Zustandes von Naturhaushalt und Landschaft zu ermitteln, zu bewerten und zu veröffentlichen. Zu ihrem Zweck gehört auch, entsprechende Daten für die Landschaftsplanung vorzuhalten.“

Diese Formulierung verdeutlicht das Anliegen der Landschaftsplanung.

11. § 13 Aufgaben der Landschaftsplanung

In Absatz 1 soll es heißen:

„Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege flächendeckend für den jeweiligen Planungsraum zu erarbeiten und darzustellen. Sie dient ....“

Ein Absatz 2 soll neu eingefügt werden:

„Die Landschaftsplanung soll Maßnahmen, die zur Verwirklichung ihrer Ziele erforderlich sind, vorschlagen und die geeigneten Umsetzungsinstrumente dafür angeben. Die Aussagen der Landschaftsplanung sollen bei der Durchführung der Naturschutzgesetze und beim Vollzug des einschlägigen EU-Rechts beachtet werden. Die Inhalte der Landschaftsplanung bilden fachliche Maßstäbe für die Mittelvergaben zur flächenbezogenen Steuerung einer nachhaltigen Landnutzung und für die Beurteilung der Umweltverträglichkeit von flächenbezogenen Programmen, Planungen und Maßnahmen.“

Absatz 2 wird dann Absatz 3 und soll lauten:

„Die Länder bestimmen das Aufstellungsverfahren und die Vorschriften zur Fortschreibung für die jeweilige Ebene. Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne sind regelmäßig fortzuschreiben, insbesondere, wenn wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft erfolgen oder zu erwarten sind. Als Datengrundlage soll die ökologische Umweltbeobachtung mit herangezogen werden.

Eine geeignete Form der Öffentlichkeitsbeteiligung ist sicherzustellen.

Die Länder regeln die Anforderungen an Form und Inhalt der Pläne, die Qualitätssicherung und die entsprechenden Anforderungen an die Planverfasser.“

12. § 14 Inhalte der Landschaftsplanung

Absatz 1; Änderung:

„... in Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplänen sowie in Landschaftsplänen ...“

Absatz 1: Satz 1 ist zu ergänzen:

„Die Aussagen zu Zielen, Erfordernissen, Maßnahmen und Instrumenten sind in Text, Karte und anderen Darstellungsformen zusammenhängend für den Planungsraum darzustellen.

Die Pläne sollen Angaben enthalten über 

1. den gegenwärtigen und den zu erwartenden Zustand von Natur und Landschaft; dabei sind auch die Auswirkungen vorhandener sowie absehbarer und einschätzbarer Raumnutzungen zugrunde zu legen,“

2. - 4. ff - wie vorhandener Text - 
neu:

„5. Bereiche, die für den Ausgleich (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) nach § 19 für geplante oder absehbare Eingriffe und wegen ihrer natürlichen Entwicklungsfähigkeit für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege geeignet sind,

6. Flächen, für die rechtliche Bindungen des Naturschutzes und der Landschaftspflege bestehen,

7. Bewertungsmaßstäbe zur Prüfung der Umweltverträglichkeit von Programmen und Planungen anderer Planungs- und Vorhabensträger und Raumnutzungen,

8. regionalisierte Anforderungen an die gute fachliche Praxis in der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung im Sinne von § 5

9. eine allgemein verständliche Zusammenfassung.“

Absatz 2 soll ergänzt werden:

„(2)... sind die Inhalte der Landschaftsplanung für die Beurteilung der Umweltverträglichkeit, für die Erstellung von Umweltberichten gemäß § 2 a BauGB (n.V.) und gemäß EU-Richtlinie SUP und der Verträglichkeit im Sinne des ...“

13. § 15 Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne
Absatz 1: Es wird eine andere Formulierung für Satz 1 vorgeschlagen:

„Die überörtlichen Ziele und Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie die zu ihrer Umsetzung geeigneten Maßnahmen und Instrumente werden für das Land im Landschaftsprogramm und für die Regionen in Landschaftsrahmenplänen, die für die gesamte Fläche eines Landes erstellt werden, dargestellt.“

Satz 2 ist zu streichen. Die Landschaftsplanung ist einer der fachlichen Grundpläne für die Raumordnungsplanung. Sie kann sich daher nicht an Raumordnungsplänen orientieren, da sie zu deren fachlicher Vorbereitung dient.

Absatz 2: Ergänze am Schluss:

„Landschaftsprogramm und Landschaftsrahmenpläne sollen vorlaufend oder zeitgleich zu den Plänen der Raumordnung erstellt werden. Bei einer Abweichung von den Ergebnissen der Landschaftsrahmenplanung oder des Landschaftsprogramms soll dies bei der Entscheidung zu den Raumordnungsplänen dargelegt und begründet werden.“

14. § 16 Landschaftspläne

Absatz 1: Es wird eine andere Formulierung vorgeschlagen:

„Die örtlichen Ziele und Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege und die zu ihrer Umsetzung geeigneten Maßnahmen und Instrumente sind ... zu berücksichtigen.

Landschaftspläne zeigen, wie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege auch im Zusammenwirken mit anderen Handlungsfeldern des Umweltschutzes, der Landnutzung und anderer Raumnutzungen umzusetzen sind.“

In Absatz 1 ist der Satz 3 zu streichen. Die Orientierung an der Raumordnung ist hier ebenso wenig sinnvoll wie oben bereits gesagt (vgl. Aussagen zu § 15).

Absatz 2: Andere Formulierung:

„Die Länder regeln die Verbindlichkeit der Landschaftspläne. Der Landschaftsplan wird vorlaufend oder zeitgleich zum Flächennutzungsplan erstellt. In ihm werden die für die Bauleitplanung bedeutsamen Planaussagen gekennzeichnet; ihre Übernahme erfolgt nach Maßgaben des BauGB.

Bei einer Abweichung von den Darstellungen des Landschaftsplanes ist darzulegen

· aus welchen Gründen abgewichen wurde und

· wie neu resultierende Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vermieden und unvermeidbare Beeinträchtigungen nach Maßgaben des Abschnitts 3 kompensiert werden.“

Neuer Absatz 3:

„(3) Zielaussagen in Landschaftsplänen und die Bestimmung der geeigneten Instrumente zu ihrer Umsetzung bedürfen keiner weiteren Vertiefung, wenn dies bereits hinreichend konkret in den Landschaftsrahmenplänen vorgenommen wurde.“

Neuer Absatz 4:

„(4) Zu Bebauungsplänen nach § 8 ff BauGB und für Vorhabens- und Erschließungs​pläne nach § 12 BauGB sollen Grünordnungspläne aufgestellt werden, die die Aussagen des Landschaftsplanes konkretisieren und modifizieren und die Maßgaben zur Behandlung von Eingriffen nach § 21 vorbereiten. Die Aussagen des Grünordnungsplanes sollen gemäß § 1 a BauGB in den B-Plan übernommen werden.“

Abschnitt 3

15. § 18 Eingriffe
Ergänzung in Absatz 1, letzte Zeile:

„... erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können.“

Ergänzung von Absatz 2, letzter Satz::

„Eine nicht der guten fachlichen Praxis entsprechende Bodennutzung nach § 5 ist als Eingriff anzusehen.“

16. § 19 Verursacherpflichten

Absatz 2, Satz 1:

Das Wort „vorrangig“ sowie der Halbsatz „oder auf sonstige Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen)“ sind zu streichen.

Absatz 2, Satz 2:

Der Satz ist wie folgt zu fassen:

„Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts wiederhergestellt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist.“

Absatz 2, Satz 3, ist zu streichen.

Bei Absatz 3 soll im 1. Satz „oder zu kompensieren“ gestrichen werden.

Bei Absatz 3 soll Satz 2 ergänzt und ein 3. Satz eingefügt werden:

„... ist der Eingriff nur zulässig, wenn die Population der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verweilt, keine anderen zufriedenstellenden Lösungen gegeben sind und wenn der Eingriff aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. Die Bestimmungen des § 34 bleiben unberührt.“

Es soll folgender neuer Absatz 4 eingefügt werden:

„Ist ein Eingriff nicht vermeidbar und nicht ausgleichbar, und gehen die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege bei der Abwägung nicht vor, so hat der Verursacher die durch den Eingriff beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in dem vom Eingriff betroffenen Landschaftsraum wiederherzustellen oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu zu gestalten (Ersatzmaßnahmen).“

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; er ist zu ändern:

„..., dass bei zuzulassenden Eingriffen, die nicht ausgleichbar und ersetzbar sind, für die verbleibenden Beeinträchtigungen Ersatz in Geld zu leisten ist (Ersatzzahlung).“

An Satz 1 ist folgender Satz anzufügen: „Sie können zudem Vorschriften über die Aufnahme von Flächen für Ausgleich und Ersatz in ein Kataster sowie zur Kontrolle und zur Ergänzung der vorgeschriebenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erlassen.“

In § 20 Abs. 2 ist folgender Satz 2 anzufügen:

„Bei der Entscheidung nach § 19 Abs. 2 sind die Darstellungen der Landschaftsplanung zu berücksichtigen.“

Auf diese Weise wird ein Bezug zwischen der Landschaftsplanung und den anzuordnenden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hergestellt.

Abschnitt 4

17. § 22 Erklärung zum Schutzgebiet

Die Überschrift ist zu ändern in: „Unterschutzstellung bestimmter Teile von Natur und Landschaft“.

Die jetzige Überschrift „Erklärung zum Schutzgebiet“ ist unzutreffend. So werden z. B. Naturdenkmale nicht zum Schutzgebiet erklärt, da sie Schutzobjekte sind. Auch geschützte Landschaftsbestandteile sind nach gängiger Terminologie Schutzobjekte.

Absatz 4:

Streichen des BMVBW, da die Beteiligung des Ressorts Sache des BMU sein sollte.

Es ist ein zusätzlicher Absatz 5 einzufügen:

„5) Der Einsatz gentechnisch veränderter Organismen ist in Schutzgebieten gemäß §§ 23, 24, 25, 28, 29, 30, 31 und 33 unzulässig.“

18. § 28 Naturdenkmale

Zu verdeutlichen wäre, dass auch Geotope mit dieser Schutzkategorie geschützt werden können.

19. § 30 Gesetzlich geschützte Biotope

Hinter § 30 fehlt ein Paragraph „Kennzeichnung und Bezeichnungen“ (der alte § 19 Abs. 1 und Abs. 2).
Die Aufnahme einer Vorschrift zum vorübergehenden Schutz bestimmter Landschaftsteile (z. B. während der Brutzeit) sollte geprüft werden.

20. § 33 Schutzgebiete
Absatz 4: Änderung

„Die Unterschutzstellung nach Absatz 2 kann unterbleiben, ...“

Einfügung einen neuen Absatzes:

(5) Die Länder gewährleisten die Überwachung der Schutzgebiete. Sie führen ein Monitoring ein und fassen die Ergebnisse über den Erhaltungszustand der Lebensraumtypen des Anhang I und der Arten des Anhang II der FFH-RL 92/43/EWG, der getroffenen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen und ihres bewirkten Erfolges sowie zur Überwachung zusammen. Die Dokumentation wird alle 6 Jahre aktualisiert.“

Der Absatz 5 wird Absatz 6.

21. § 34 FFH-Verträglichkeit

Absatz 1: Ergänzung und Änderung des letzten Satzteiles

„... ergeben sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit aus den Erhaltungszielen und dem Schutzzweck sowie den dazu erlassenen Vorschriften.“

In Absatz 2 sind hinter dem Wort „Projekt“ die Worte „einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen“ einzufügen.

Diese Einfügung ist erforderlich, weil sie in der FFH-RL enthalten ist.

Bei Absatz 3, Punkt 2. sind die Worte „zumutbare“ und „oder mit geringeren“ zu streichen.

Absatz 5, Satz 1, soll ergänzt werden:

„... vorzusehen; hierzu kann auch die Schutzerklärung eines weiteren Gebietes nach § 33 gehören, sofern hiermit der Zusammenhang des Netzes Natura 2000 gewahrt wird. ...“.

22. § 36 Stoffliche Belastung 

Der Teilsatz zu § 19 (2) muss entfallen, da sich hier kein Bezug zur Eingriffsregelung herstellen darf; streiche: ´“... und können die Beeinträchtigungen nicht entsprechend § 19 (2) ausgeglichen werden ...“

Es ist mit der FFH-RL unvereinbar, die Zulässigkeit eines Vorhabens an einen Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung zu koppeln. Dies hat die Kommission in ihrem Schreiben vom 4.4.2000 auch ausgeführt. Dazu besteht zudem auch keine Notwendigkeit.

Anzupassen ist dies im übrigen analog auch gemäß § 6 (2) WHG. Dies sollte als neuer Artikel in diesem Gesetz hinten berücksichtigt werden.

23. § 37 Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften

In § 37 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten „nach § 33 des Baugesetzbuchs“ ein Komma und folgende Worte eingefügt: „... soweit in diesen Plänen § 1a Abs. 1 Nr. 4 des Baugesetzbuchs beachtet wurde“.

§ 37 ermöglicht es, dass Vorhaben zugelassen werden, ohne dass sie selbst oder der sie zulassende Plan einer Verträglichkeitsprüfung unterworfen wurden. Das ist europarechtswidrig, wie auch die Kommission im Schreiben vom 4. April 2000 ausführt.

Abschnitt 5

24. § 42 Ausnahmen

In Abs. 5 soll als Satz 2 ergänzt werden:

„Dies gilt für alle Fälle nach § 19 oder § 30 und § 31 in Bezug auf die Arten nach dem Anhang I der RL 79/409/EWG und dem Anhang IV der RL 92/43/EWG nur insofern, als nachgewiesen werden kann, dass die Population der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verweilt, keine zufriedenstellenden Alternativlösungen gegeben sind und dies aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist.

Der jetzige Satz 2 wird Satz 3.

Der Anhang II der RL 92/43/EWG ist hier nicht relevant, da er auf den Lebensraumschutz in Bezug auf bestimmte Arten und nicht unmittelbar auf den Artenschutz abstellt.

Der Verweis auf Anhang I der RL 79/409/EWG ist erforderlich, weil die Richtlinie ebenfalls in Art. 4 auf das Erfordernis besonderer (Arten-)Schutzmaßnahmen hinweist.

Die Einschränkung der in Satz 1 verankerten Ausnahmetatbestände sollte sich auf Fälle der Eingriffsregelung und des Biotopschutzes beschränken, da die Einbeziehung der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung auch unter dem Gesichtspunkt des Katalogs der guten fachlichen Praxis kontraproduktiv wäre.

Abschnitt 6

25. § 55 Betreten der Flur

Absatz 1 (neu)

Die Maßgaben für die freiraumgebundene Erholung werden in der Landschaftsplanung entwickelt und planerisch vorbereitet. Die zu treffenden Maßnahmen sollen dabei so benannt werden, dass sie zielführend umzusetzen sind. In den Naturparken soll Anforderungen zur Erholung in freier Landschaft  konzeptionell im besonderen Maße nachgekommen werden.

Absatz 2: wie beim noch geltenden BNatSchG.

Abschnitt 7

26. § 59 Von den Ländern anerkannte Vereine

In Absatz 2 sind die Worte „von den Ländern“ durch die Worte „nach Absatz 1“ zu ersetzen.

Der jetzige Wortlaut kann dahingehend verstanden werden, dass ein Verein in mehreren Ländern anerkannt sein muss. Das ist sicherlich nicht gewollt.

Ebenfalls in Absatz 2 sind die Nrn. 5 - 7 durch folgende Nr. 5 (neu) zu ersetzen:

„5. vor Erlass der unter § 59 Abs. 1 aufgeführten Rechtsakte.“

27. § 60 Rechtsbehelfe von Vereinen

§ 59 Absatz 1 ergänze:

„3. Plangenehmigungen von Vorhaben, die zu Eingriffen in Natur und Landschaft oder zu Beeinträchtigungen von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogelschutzgebieten führen.“

(Nr. 2 ist entsprechend zu ergänzen)

„4. Genehmigungen von Anlagen nach § 4 BImSchG, die zu Eingriffen in Natur und Landschaft oder zu stofflichen Belastungen nach § 36 führen und nach Einbeziehung der Öffentlichkeit erteilt werden,

5. Erlaubnisse oder Bewilligungen von Gewässerbenutzungen, die zu Eingriffen in Natur und Landschaft oder zu Beeinträchtigungen von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogelschutzgebieten führen,

6. Genehmigungen von Rohrleitungsanlagen zum Befördern von wassergefährdenden Stoffen nach § 19 a WHG,

7. Genehmigungen von Vorhaben nach § 29 Abs. 1 BauGB im Außenbereich, die zu Eingriffen in Natur und Landschaft oder zu Beeinträchtigungen von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogelschutzgebieten führen

8. Genehmigungen zur Umwandlung von Wald nach § 9 BWaldG,

9. Satzungen, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs erlassen worden sind, sowie Rechtsverordnungen aufgrund des § 246 Abs. 2 BauGB, die zu Eingriffen in Natur und Landschaft oder zu Beeinträchtigungen von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von europäischen Vogelschutzgebieten führen,

10. Aufhebungen oder Änderungen von Vorschriften über Schutzgebiete nach § 22,

11. abschließende Entscheidungen in Verwaltungsverfahren, in denen eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG erfolgt ist,

12. abschließende Entscheidungen in Verwaltungsverfahren, in denen eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nach §§ 34 und 35 vorgenommen wurde.

In Bezug auf die unter Nrn. 2 - 8 aufgeführten Rechtsakte kann auch die Verpflichtung der Behörde zu Anordnungen zugunsten von Natur und Landschaft verlangt werden; unberührt bleiben Rechtsbehelfe zur Sicherung des Anspruchs.“

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; darin ist das Wort „Verwaltungsakt“ durch „Rechtsakt“ zu ersetzen.

In Abs. 2 Nr. 1 ist das Wort „Verwaltungsakt“ durch „Rechtsakt“ zu ersetzen.

28. § 61

Hier sollte in Abs. 2 Satz 2 die Fassung aus der FFH-RL genommen werden: „... zwingende Gründe des Allgemeinwohls die Befreiung erfordern ...“

Abschnitt 8

29. § 62 Funktionssicherung

Ergänze letzter Satz:

„§ 19 (2) ist entsprechend anzuwenden.“

Abschnitt 9

30. § 64 Bußgeldvorschriften

In Absatz 5 soll die Höhe des Bußgeldes heraufgesetzt werden:

Fallgruppe 1  bis  100.000 EURO

Fallgruppe 2  bis    20.000 EURO.

Artikel 2

Zur Umsetzung der Naturschutzanforderungen im Geltungsbereich des BBergG ist eine Klarstellung notwendig:

In §52 (2a) BBergG letzter Satz wird die Aufstellungspflicht von Rahmenbetriebsplänen bei UVP-pflichtigen Vorhaben festgelegt. Hier ist das öffentliche Interesse durch Verweis auf § 48 Abs. 2 zu konkretisieren.
In § 52 (2b) BBergG wird festgelegt, dass die Ergebnisse der UVP im Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen sind. Hier ist einzufügen:
„...Dies ist über die Abarbeitung der Anforderungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Zulassungs-, Genehmigungs- oder sonstigen behördlichen Verfahren zu gewährleisten....“
Artikel 3 – neu -

Änderung der Düngeverordnung

§ 2 Grundsätze der Düngemittelanwendung

In § 2 Abs. 1 ist der letzte Satz zu streichen.

Folgeänderung zu § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 10 und 11 BNatSchG. Durch die Festlegung eines höheren Standards bei der Ausbringung von Wirtschaftsdüngern erübrigt sich die Berücksichtigung der Stickstoffverluste. Zudem ist davon auszugehen, dass durch den Stickstoffeintrag über die Luft die hier ggf. anzurechnenden Verluste mehr als ausgeglichen werden. Auf diese Weise wird die Verwendung emissionsarmer Ausbringungstechniken begünstigt.

In § 2 Abs. 3 ist der 3. Satz zu streichen. Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

Anpassung an die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis in § 5 Abs. 3 Nr. 9 BNatSchG. Durch die Festlegung eines Mindestabstandes von 10 m zu Gewässern und Biotopen ist eine gesonderte Anordnungsbefugnis entbehrlich. Dies spart Verwaltungsaufwand und damit Kosten.

In § 2 Abs. 4 ist der letzte Satz zu streichen.

Anpassung an die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis nach § 5 Abs. 3 Nr. 8 BNatSchG. Die Umsetzung der unbestimmten Rechtsbegriffe „wassergesättigt“, „tief gefroren“ oder „stark schneebedeckt“ ist im Vollzug nach wie vor problematisch. Durch Ausweitung des zeitlichen Ausbringungsverbotes wird eine vollzugsfähige Regelung getroffen, bei der in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle Fehlverhalten auszuschließen ist.

§ 3 Besondere Grundsätze für die Anwendung von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft

§ 3 Abs. 3 erhält die folgende Fassung:

„(3) Auf Ackerland dürfen nach der Ernte der Hauptfrucht mit den in Absatz 2 Satz 1 genannten Düngemitteln zu Feldgras, Grassamen, Untersaaten und Herbstaussaaten einschließlich Zwischenfrüchten nur bis zu 40 kg Ammonium-Stickstoff oder 80 kg Gesamtstickstoff je Hektar ausgebracht werden.”

Anpassung an § 5 Abs. 3 S. 2 Nrn. 14 und 15 BNatSchG. Düngemittel dürfen grundsätzlich nur zur Förderung des Pflanzenwachstums eingesetzt werden und nicht zur Verbesserung der Mineralisierung von Ernterückständen. Es ist ferner davon auszugehen, dass im Boden für die Mineralisierung noch genügend Reststickstoff vorhanden ist bzw. durch die Luft eingetragen wird.

In § 3 Abs. 4 sind die Worte „15. November bis 15. Januar” durch die Worte „30. Oktober bis 1. März” zu ersetzen.

Anpassung an die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis in § 5 Abs. 3 Nr. 8 BNatSchG. Durch Ausweitung des zeitlichen Ausbringungsverbotes wird eine vollzugsfähige Regelung getroffen, bei der in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle Fehlverhalten auszuschließen ist.

§ 3 Abs. 5 wird gestrichen. Die Absätze 6 und 7 werden zu den Absätzen 5 und 6.

Anpassung an die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis in § 5 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG. Moorböden sind gekennzeichnet durch extrem hohe Stickstoffmineralisierungsraten, die z. T. den Bedarf der Pflanzen übersteigen. Zusätzliche Durchlüftung durch wendende Bodenbearbeitung und hohe Kalkgaben beschleunigen die Mineralisierung. Moorböden sollten daher nicht ackerbaulich genutzt werden.

§ 3 Abs. 5 (neu) erhält die folgende Fassung: „Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft und Sekundärrohstoffdünger dürfen auf Böden nur bis in Höhe des Phosphat- oder Kalibedarfs des Pflanzenbestandes unter Berücksichtigung der unter den jeweiligen Standortbedingungen zu erwartenden Erträge ausgebracht werden.”

Anpassung an § 5 Abs. 3 S. 2 Nrn. 14 und 15. Der Düngebedarf einer Kultur ist grundsätzlich an dem Nährstoff auszurichten, dessen Bedarf als erstes abgedeckt wird. Dies hat für Wirtschaftsdünger ebenso zu gelten wie für Sekundärrohstoffdünger. Die Festlegung einer Obergrenze von 170 kg Stickstoff darf bei der Düngebedarfsberechnung nicht dazu führen, dass Phosphat weit über den Bedarf hinaus ausgebracht wird. Eine solche Regelung darf nicht erst bei hoch mit Phosphat versorgten Böden wirksam werden, wobei es bisher nicht gelungen ist, diesen Begriff bundeseinheitlich verbindlich zu definieren.

In § 3 Abs. 6 (neu) werden die Worte „auf Grünland 210 kg, auf Ackerland bis zum 30. Juni 1997 210 kg, ab 1. Juli 1997 auf Ackerland” und zusätzlich die Sätze 2 und 3 gestrichen.

Anpassung an die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis im BNatSchG § 5 Abs. 3 Nr. 14 und 15. Durch die Obergrenze von 2 VE pro Hektar entsprechend 170 kg Stickstoff sind weitergehende Regelungen entbehrlich geworden. 

Artikel 4 – neu –

Jagdrecht

Änderungen für das Jagdbare Wild:

Es sollen nur noch die Arten aufgeführt werden, für di heute eine Jagdzeit real festgesetzt ist. dies ist notwendig zur Anpassung an das Artenschutzrecht und schränkt derzeitige Nutzungsrechte nicht ein.

Die bisherigen Artikel 3 bis 6 werden zu den Artikeln 5 bis 7.
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I.
Biotopverbund und Schutzgebietsdefinitionen
1. Sind die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Sicherung des Biotopverbundes ausreichend, um das Ziel der dauerhaften Vernetzung zu gewährleisten?

Die Bestimmung des § 3 Abs. 3 und 4 BNatSchGNeuregG zu den Modalitäten der Sicherung des Biotopverbundes sollte restriktiver gefaßt werden. Nach der gegenwärtigen Fassung der Bestimmung (pauschale Verweisung auf die in § 22 genannten Gebietskategorien) kommen als Bestandteile des Biotopverbundes und als Möglichkeit für seine Sicherung u.a. Landschaftsschutzgebiete in Betracht. Dies ist sowohl hinsichtlich der qualitativen Anforderungen als auch hinsichtlich der Sicherungsmöglichkeiten eine jedenfalls für die Kernflächen des Biotopverbundes zu schwache Schutzform. Dasselbe gilt für die in § 3 Abs. 4 eröffnete Möglichkeit, Flächen durch Vertragsnaturschutz, beliebige „planungsrechtliche Festlegungen“ (also beispielsweise bloße Vorbehaltsgebiete nach § 7 II Nr.2 ROG) oder „andere geeignete Maßnahmen“ als Bestandteile des Biotopverbundes zu sichern. Was die Systematik angeht, sollte stärker zum Ausdruck gebracht werden, dass in § 3 Abs. 3 der qualitative Anspruch an die zum Biotopverbund gehörenden Flächen formuliert wird (vgl. Antwort zu Frage Nr. 2). Die pauschale Einbeziehung aller Schutzgebietskategorien reicht dafür nicht aus. In § 3 Abs. 4 werden die Anforderungen hinsichtlich der Form der Unterschutzstellung präzisiert. Es sollte dabei zwischen Kernflächen und Verbindungsflächen unterschieden werden. Außerdem sollte klargestellt werden, dass planungsrechtliche Festlegungen allein einen ausreichenden Schutz sowohl von Kernflächen als auch von Verbindungsflächen und -elementen nicht gewährleisten können. Verbindungsflächen und –elemente sollten durch wirksame Schutzformen wie z. B. durch die Ausweisung von geschützten Landschaftsbestandteilen gesichert werden.

2.
Welche Flächen können nach Ihrer Einschätzung für den vorgesehenen Biotopverbund generell „geeignet“ sein, welche bestenfalls partiell? Wie ist der Begriff „geeignete Flächen“ präzisierbar? 

Relativ ungeklärt scheint der qualitative Anspruch an den Biotopverbund. Daher sollte in § 3 Abs. 2 die Eignung der Naturschutz-Vorrangflächen dahingehend präzisiert werden, dass sie die besonders schützenswerten Lebensraumtypen und Arten hinreichend repräsentieren. Darüber hinaus wäre es sinnvoll, die Begriffe Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente in § 10 zu definieren. Mit den Formulierungen in § 3 Abs. 3 wird das Verhältnis des Biotopverbundes zum Europäischen Netz NATURA 2000 (§ 32) und zu den gesetzlich geschützten Biotopen (§ 30) immer noch nicht ausreichend geklärt. Der Umweltrat hat dazu bereits in seiner Stellungnahme zum Entwurf des BNatSchGNeuRegG im Februar 2001 für Abs. 3 folgenden alternativen Vorschlag gemacht:

„Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungs​elementen. Die Bestandteile des Biotopverbundes sind

1. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete,

2. geschützte Biotope nach § 30

3. sowie weitere geeignete Gebiete, die den Anforderungen nach Abs. 2 entsprechen.“

Für eine weitergehende Präzisierung der Eignung von Flächen für den Biotopverbund, insbesondere der Nr. 3 des o.g. Vorschlags, sind analog zu den Anforderungen des Netzes Natura 2000 Lebensräume und Arten zu benennen, für die eine nationale, landesweite, regionale und lokale Verantwortung besteht. Eine solche Präzisierung könnte auf Bundesebene für die national bedeutsamen Arten und Lebensräume erfolgen. Dies ist durch die in § 30 geschützten Biotope teilweise erfolgt. Ergänzungsbedarf besteht insbesondere hinsichtlich der bundesweit bedeutsamen Arten. Die vorhandenen artenschutzrechtlichen Regelungen berücksichtigen diese Anforderungen für die In-Situ-Erhaltung der Arten derzeit nur unzureichend. Auf den untergeordneten Ebenen sollte neben der Möglichkeit, auf Landesebene entsprechende rechtliche Vorgaben zu machen, diese Präzisierung im Rahmen der Landschaftsplanung erfolgen. Hierfür sind entsprechende Planungen erforderlich, die sich an den Anforderungen mehrerer unterschiedlicher, repräsentativer Arten bzw. Artenkollektive orientieren und deren Ansprüche auch untereinander und gegeneinander abwägen (vgl. z. B. KAULE, 1986: Arten- und Biotopschutz, PLACHTER, H. et al. (im Druck): Entwicklung und Festlegung von Methodenstandards im Naturschutz. - Schr.R. f. Landschaftspfl. u. Natursch. 70, GEIßLER-STROBEL, 2000, S. 298: Autökologische Untersuchungen zu Maculinea nausithous im Filderraum bei Stuttgart, In: SETTELE, J. und KLEINEWIETFELD, S. Hrsg: Populationsökologische Studien an Tagfaltern, 1. UFZ-Bericht 1/2000, im Druck). Nur durch solche Planungen ist es möglich, naturschutzfachlich geeignete Flächen entsprechend dem in § 3 Abs. 2 BNatSchGNeuRegG definierten Anspruch zu bestimmen und den Biotopverbund einzurichten. 

In § 3 BNatSchGNeuregG sollte daher bereits verdeutlicht werden, dass die Eignung der Flächen für den Biotopverbund und der Biotopverbund selbst auf der Grundlage der Landschaftsplanung bestimmt werden. Die alleinige Verankerung des Biotopverbundes in § 14 Abs. 1c BNatSchGNeuregG (Inhalte der Landschaftsplanung) scheint das Verhältnis dieser Instrumente zu einander nicht ausreichend klarzustellen. In § 14 Abs. 1 Nr. 1 sollte insbesondere für die im Rahmen des Biotopverbundes betrachteten Arten und Lebensräume eine ausreichende Datengrundlage über die Pflanzen und Tierwelt unter Bezugnahme auf § 12 BNatSchGNeuRegG sichergestellt werden. 

3.
Welche konkrete Flächenvorgabe für den Biotopverbund ist aus Ihrer Sicht sinnvoll?

Die gesetzliche Zielvorgabe von mindestens 10 % der Landesfläche bezieht sich auf den gesamten Biotopverbund, der aus besonders schützenswerten Vorrangflächen für den Naturschutz (Kernflächen) und aus Verbindungsflächen und Verbindungs​elementen besteht, deren Bedeutung in erster Linie in ihrer Funktion für die Vernetzung der hochwertigeren Gebiete liegt. Aus Sicht des Umweltrates sollte schon für die Kernflächen ein Zielwert von 10 % der Landesfläche angestrebt werden. Bezogen auf den Biotopverbund insgesamt – Kernflächen plus Verbindungsflächen und Verbindungselemente – käme dies der Forderung des Umweltrates nahe, 10 bis 15 % der Landesfläche für den Naturschutz bereitzustellen (SRU 2000, Tz. 417).

Zum wissenschaftlichen Hintergrund dieser Forderung: 

KRETSCHMER, H. et al. (1995, S. 140: Strukturelemente in Agrarlandschaften Ostdeutschlands, ZALF-Bericht Nr. 19) kommen zu dem Schluss, dass für den Aufbau artenreicher Lebensgemeinschaften in Agrarlandschaften für ihre in Ostdeutschland gelegenen Untersuchungsgebiete 10 – 20 % der Gesamtfläche als Vorrangfläche für den Biotopverbund erforderlich sind. HORLITZ, Th. (1994, S. 145: Flächenansprüche des Arten- und Biotopschutzes, Libri Botanici, Band 12) kommt bei Untersuchungen für das gesamte Gebiet der alten Bundesrepublik auf einen Bedarf von 9 bis 13,6 % zzgl. ca. 5 % für Kleinstrukturen in der Kulturlandschaft. 

Vor dem Hintergrund dieser wenigen vorhandenen Untersuchungen, die jedoch keine aktuellen und ausreichenden sowie bundesweit flächendeckenden Daten zur Grundlage hatten, scheint die Forderung des Umweltrates angemessen und die Beschränkung im derzeitigen Gesetzesentwurf auf 10 % der Fläche inklusive der Verbindungsflächen und -elemente als nicht ausreichend, um das angestrebte Ziel zu erreichen. 

4.
Inwieweit korrespondiert die Einrichtung eines Biotopverbundes auf nationaler 
Ebe​ne mit der europäischen Vorgabe „Natura 2000“?

Das Netz Natura 2000 sollte nach Ansicht des Umweltrates insgesamt Teil des Biotopverbundes sein und dessen Hauptstruktur bilden. Darüber hinaus ist dieses Netz durch entsprechende national, landesweit, regional und lokal bedeutsame Flächen für Arten und Lebensräume zu ergänzen (siehe auch Antwort zu Frage 2).

5.
Ist es richtig, die wahllos gegriffene Zahl von 10 % der Fläche als Biotopverbundsystem festzulegen, müssen nicht vielmehr die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden und fachlich begründete schützenswerte Gebietskulissen die Voraussetzung bilden?

Es ist richtig, dass es fachliche Gründe gibt, Biotopverbundflächen je nach naturräumlicher Ausstattung in regional unterschiedlichem Ausmaß zu schaffen. Die Regelung, nach der mindestens 10% der Fläche einzubeziehen sind, stellt daher auch nur einen Minimalwert dar (zur naturschutzfachlichen Begründung KRETSCHMER, H. et al., 1995, S. 140: 15 – 20%, HORLITZ, Th. 1994, S. 145: 9 – 13 % zzgl. 5 % Kleinstrukturen in Kulturlandschaft, vgl. auch SRU, 1985, Tz. 1218). 

6. 
Mit welcher Schutzkategorie werden die an Biotope angrenzenden Trittsteinbiotopflächen belegt? Welche Verbote, Gebote und Festsetzungen kommen auf die vor Ort Tätigen zu?

7. 
In § 22 ist festgelegt, dass auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen werden kann. Sind für die Schutzgebiete ausgewiesene Schutzzonen - wie etwa bei der FFH-Gebietsausweisung - vorgesehen, und welchen Umfang sollen die Schutz​zonen haben? 2, 5, 10, 50, 100, 200, 500 oder 1.000 m? Zudem: Wie wirken sich diese Schutzzonen auf das Planungsrecht der Kommunen wie auch auf Infrastrukturentwicklung bzw. auf die vor Ort wirtschaftenden und lebenden Bürger aus (wirtschaftliche Entwicklung, Bauen und Gewerbe)?

8.
Durch welche Maßnahmen will man die Biotopvernetzung erreichen?

Zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten beschäftigen sich mit der Ausgestaltung eines Biotopverbundes (s. u.a. HORLITZ, Th. 1994, S. 30, MÜHLENBERG, 1998, KLEYER, M. und SETTELE, J., 2000). Die Biotopvernetzung erfordert vor allem die Verbesserung der „Durchlässigkeit“ einer Landschaft für Wanderungsbewegungen oder den Austausch zwischen Populationen. Dieses erfolgt durch den Erhalt und die Entwicklung bzw. die Wiederherstellung vielfältiger Lebensräume in der Landschaft. Grundsätzlich ist der Zusammenhang zwischen Isolationsgrad und Artenzahl eines Lebensraumes empirisch gut abgesichert. Bei vielen Arten ist jedoch noch gar nicht bekannt, wie sie sich genau ausbreiten. Deshalb wird über die generelle Anreicherung und Erhöhung der Durchlässigkeit der Landschaft auch eine gewisse Risikostreuung betrieben. Daneben gibt es spezifische Anforderungen an Verbundstrukturen, die relativ klar definiert werden können. Diese Anforderungen können meist kleinräumig z. B. für Feuchtgrünland hinsichtlich der Ausgestaltung von Grabenrändern, Uferrandstreifen sowie für Laichgewässer und Landlebensräume von Amphibien präzise benannt werden. Es gibt jedoch auch Beispiele für Anforderungen an großräumige Verbundstrukturen wie die Durchgängigkeit von Flüssen für den Lachs im Rahmen des Programms „Lachs 2000“. Biotopverbund bedeutet jedoch nicht, dass bestimmte Verbundstrukturen (wie Hecken) als Allheilmittel überall in der Landschaft entwickelt werden müssen. Solche einseitigen Strukturen können u. U. sogar Barrierewirkungen entfalten (MÜHLENBERG, 1990 sowie KIEMSTEDT und LÜTTMANN, 1992). 

9. Ist es aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Vielzahl an formulierten Schutzgebieten (Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphärenreservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Naturdenkmal, geschützter Landschaftsbestandteil, gesetzlich geschütztes Biotop, Trittsteinbiotop) zusammenzufassen und klarer zu definieren und abzugrenzen?

Nach Abwägung der für und gegen entsprechende Änderungen sprechenden Gesichtspunkte (u.a.: Straffung, Übersichtlichkeit, Desorientierung bei Aufgabe der eingebürgerten Schutzgebietskategorien, Wahrung der Übereinstimmung mit international üblichen Bezeichnungen): nein.

10.
Werden die an die Schutzgebiete angrenzenden Zonen, ähnlich wie bei der FFH-Regelung, mit einem Verschlechterungsverbot belegt, und kommt es dadurch zu zusätzlichen Umweltverträglichkeitsprüfungen?

Entsprechende neue Regelungen sind nicht vorgesehen,. 

11.
Ist nicht auch aus Ihrer Sicht der bei der Schutzgebietsformulierung zugrunde gelegte Entwicklungsgedanke als eine Entwertung der Schutzgebietskategorie zu werten?

Nein. Der Wert einer Schutzgebietskategorie bemisst sich nach ihrer Leistungsfähigkeit als Instrument des Naturschutzes. Diese Leistungsfähigkeit wird durch die Einbeziehung des Entwicklungsgedankens nicht geschwächt, sondern gestärkt. Bei der Neuregelung in § 24 Abs. 1 Nr. 3, nach der Nationalparke künftig auch unter Entwicklungsaspekten ausgewiesen werden können, handelt es sich um eine sinnvolle Anpassung der Schutzgebietskategorie an die Verhältnisse eines dichtbesiedelten mitteleuropäischen Industrielandes, in dem von Menschen weitgehend unbeeinflußte Naturlandschaften praktisch kaum noch vorkommen.  

12.
Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen der Ausweisung von Naturschutzgebieten und dem Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft?


Wenn ja: Wie lässt sich dieser Zusammenhang kennzeichnen?

Nein, der Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft ist durch die agrarpolitischen Rahmenbedingungen verursacht und nicht durch die Ausweisung von Naturschutzgebieten auf derzeit bundesweit 2,4 % der Fläche (Stand: 1999, BUNDESAMT FÜR STATISTIK, 2000, S. 689: Statistisches Jahrbuch 2000). 

13.
Wie sehen Sie den Sachverhalt, dass in dem Gesetzentwurf mit Blick auf den geplanten Biotopverbund keine klaren qualitativen Vorgaben formuliert sind und dass deshalb zu befürchten ist, dass in der Vollzugspraxis Flächen allein nach ihrer Verfügbarkeit und damit willkürlich, nicht aber aufgrund fachlicher Gesichtspunkte in den Verbund integriert werden?

Dies wird vom Umweltrat sehr kritisch gesehen. Deshalb wurde bereits in der Stellungnahme des Umweltrates vom Februar 2001 ein alternativer Formulierungsvorschlag gemacht (siehe Antwort zu Frage 2). 

14.
Wie verhält sich das geplante Biotopverbundsystem zu dem Netz “Natura 2000”,  welches nach der FFH-Richtlinie zu errichten ist?

Siehe Antworten zu den Fragen 2 und 4.

15.
Enthalten die im Gesetzentwurf benannten europäischen Richtlinien Mindestvorgaben für einen Flächenanteil von Schutzgebieten? 

Nein, dort gibt es keine Mindestvorgaben für einen bestimmten Flächenanteil. Allerdings gibt es Hinweise, dass die europäische Kommission mindestens 10 % der Landesfläche für erforderlich hält (vgl. Zeitschrift Natura 2000, Newsletter „Natur“ vom 13.12.2000, S. 6 f. der europäischen Kommission, GD Env.). 

16.
Steht zu befürchten, dass gerade im ländlichen Raum insbesondere durch die Vernetzung eine infrastrukturelle Entwicklung insbesondere in abgelegenen und damit benachteiligten Räumen beeinträchtigt wird?

Es sind keine über das bisherige Maß hinausgehenden Beeinträchtigungen der infrastrukturellen Entwicklung zu befürchten. Stattdessen stellt insbesondere in abgelegenen und benachteiligten ländlichen Räumen der Biotopverbund eine Chance für die jeweilige Region dar. Gleichzeitig wird durch den Biotopverbund die Attraktivität der Regionen für Erholung und Tourismus gesteigert. Daneben bietet der Biotopverbund, v. a. im Zusammenhang mit dem Netz Natura 2000, die Möglichkeit, finanzielle Fördermittel der europäischen Union zu akquirieren, die einen Beitrag zur Regionalentwicklung leisten.   

17.
Was ist Ihrer Meinung nach eine regionale Mindestdichte von punktförmigen und linearen Elementen zur Vernetzung von Biotopen? Nach welchen Kriterien könnte diese festgelegt werden? Welche Konsequenzen ergeben sich Ihrer Meinung nach bei Festsetzung für den Schutzstatus, die Auflagen und den Ausgleich?

18.
Gab es Fälle, in denen aus Naturschutzgesichtspunkten schützenswerte Flächen aufgrund fehlender Schutzgebietsdefinitionen nicht unter Schutz gestellt werden konnten?

Ja, im Bereich des Meeresnaturschutzes in der Außenwirtschaftszone ist derzeit die rechtliche Zuständigkeit und Möglichkeit der Ausweisung von Schutzgebieten, insbesondere von Natura 2000-Gebieten, nicht geklärt.

19.
Welchem Schutzstatus unterliegen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente, und werden Bewirtschaftungsauflagen ausgeglichen?

20.
Inwieweit wird das Verfügungsrecht des Eigentümers durch die Schaffung des Biotopverbundes eingeschränkt ? Ist bei einem auf Dauer eingeschränkten Verfügungsrecht gewährleistet, dass ausreichend Entschädigung geleistet wird?

21.
Welche Auswirkungen hat die geplante Gesetzesänderung auf die Kommunen im Hinblick auf die Bereitstellung und Unterhaltung von Naherholungsgebieten ?

22.
Ist ein Biotopverbund auf 10 % der Landesfläche ausreichend, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

Siehe dazu Antwort zu Frage 3.

23.
Reicht der Schutzstatus „Landschaftsschutzgebiet“ und „Naturpark“ aus, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

Siehe dazu Antwort zu Frage 3.

24.
Berücksichtigen die Entwürfe die unterschiedlichen naturräumlichen Gegebenheiten von Flächen- und Stadtstaaten bezüglich der Schaffung eines Biotopverbundsystems? 

25.
Bieten die Entwürfe den Ländern ausreichende Chancen dafür, dass ein föderativer Lastenausgleich auf Grund qualitativ und quantitativ verschiedener Schutzgebietserklärungen zu Stande kommt? 

Eine solche Regelung zum Lastenausgleich aufgrund der naturräumlichen Ausstattung der Länder fehlt derzeit im Gesetzentwurf vollständig. Sie ist nach Ansicht des Umweltrates jedoch wünschenswert. 

26.
Welche koordinierenden und kompensierenden Aufgaben kommen auf den Bund im Zuge der Schaffung eines Biotopverbundes zu? 

Der Bund sollte es als seine Aufgabe ansehen, die Biotopverbundplanungen der Länder zu koordinieren. So sind insbesondere unverbindliche Qualitätsziele, die die Anforderungen an die Qualität, die Quantität und die räumliche Verteilung der Biotopverbundflächen präzisieren, mit den Bundesländern zu entwickeln und die Umsetzung dieser koordinierend zu begleiten. Darüber hinaus ist über eine finanzielle Beteiligung des Bundes im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz zur Förderung der Umsetzung des Biotopverbundes nachzudenken. 

II.
Meeresschutz

1.
Inwieweit halten Sie es unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten für notwendig, auch in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) Schutzgebiete auszuweisen?

2.
Ist es nach Völkerrecht, europäischem und deutschem Recht möglich oder sogar geboten, Schutzgebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone auszuweisen?

3.
Wie könnten die Kompetenzen von Bund und Ländern beim Meeresnaturschutz in der AWZ geregelt werden?

4.
Könnten in der Seeanlagenverordnung die Eingriffsregelung, die UVP-Pflichtigkeit bestimmter Vorhaben oder die Pflicht zur Abwägung aller öffentlichen Belange in der AWZ vorgeschrieben werden?

5.
Haben ökologische Bedenken gegenüber einem forcierten Ausbau von Windenergieanlagen bei der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Eingang und angemessene Berücksichtigung gefunden?

6.
Welche konkreten Fortschritte sind von den Regelungen in der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten, die sich auf die Genehmigung von Anlagen zur Windenergienutzung auf See beziehen? Inwiefern stellen diese Regelungen eine Verbesserung der bisherigen Rechtslage dar?

7.
Inwieweit hat die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Auswirkungen auf das sog. Hafenprivileg gem. § 9 (3) des Bundesnaturschutzgesetzes?

III.
Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

1.
Welche Vorteile ergeben sich nach Ihrer Einschätzung durch die vorgesehene Regelung des § 19 BNatSchG-Entwurf? Wie könnten mögliche Nachteile noch „ausgebessert“ werden?

Der Umweltrat begrüßt die Bemühung, in §§ 18 ff. BNatSchGNeuregG die Eingriffsregelung zu verbessern. Dies erfolgt im Wesentlichen durch die Klarstellung und Ausweitung seines Anwendungsbereichs auf wesentliche Veränderungen des Grundwasserspiegels (§ 18 Abs. 1) und auf die Meeresgebiete in der ausschließliche Wirtschaftszone (§ 3 Nr. 4 Seeanlagenverordnung). Des Weiteren wird der Ansatz in § 19 Abs. 3 positiv bewertet, in besonders wertvollen Gebieten Eingriffe nur aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses zuzulassen. Eine erhebliche Schwächung der derzeitigen Möglichkeiten des Naturschutzes sieht der Umweltrat dagegen in der geplanten Vereinfachung der Eingriffsregelung (vgl. auch SRU, 2000, Tz. 410, SRU, 2001). Durch die Zusammenlegung von Ausgleich und Ersatz vor der Abwägung sind gegenüber der heutigen Praxis keine sinnvolleren und praktikableren Lösungen zu erwarten. Durch die Verlegung der Abwägung in der Entscheidungskaskade nach hinten und die gemeinsame Betrachtung von Ausgleich und Ersatz entfällt praktisch die Möglichkeit des Versagens eines Eingriffs in der Abwägung, da eine Ersatzmaßnahme oder eine Ersatzzahlung immer möglich sein werden (siehe auch Antwort zu Frage 24). Damit entfällt auch der Anlass zu einem ernsthaften Bemühen um Ausgleich. Die bisherige differenzierte Behandlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hat jedoch starken Einfluss auf die Auswahl der Kompensationsmaßnahmen. Durch die derzeitige Positionierung von Ausgleichspflicht und Abwägung erfolgt eine starke Orientierung an den durch den Eingriff verloren gegangenen Leistungen und Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschafts​bildes. Dieser funktional gleichartige Ausgleich ist bei knappen Funktionen besonders wichtig. Bei der in § 19 BNatSchGNeuregG vorgesehenen Regelung ist zu befürchten, dass zwar gleichwertige, jedoch jeweils die billigsten Ersatzmaßnahmen, wie z. B. die Sukzession auf Brachflächen, gewählt werden. Damit wird einer Homogenisierung der Landschaft Vorschub geleistet und die Biodiversität nimmt zwangsläufig weiter ab. Die gewünschte Flexibilität in Bezug auf den räumlichen und funktionalen Zusammenhang von Eingriff und Kompensation ist bei richtiger Auslegung auch mit den derzeit vorhandenen bundesgesetzlichen Regelungen möglich. Erforderlich sind, im Gegensatz zur Änderung des Gesetzes in diesem Punkt, bundeseinheitlich verbindliche untergesetzliche Präzisierungen und Interpretationen der unbestimmten Rechtsbegriffe Ausgleich und Ersatz. Dabei sollte klargestellt werden, dass insbesondere bei der Beeinträchtigung knapper und bedeutsamer Leistungen des Naturhaushaltes eng am gleichartigen Ausgleich festgehalten werden muss. Damit muss jedoch nicht zwangsläufig ein enger räumlicher Zusammenhang zwischen Eingriff und Ausgleich verbunden sein. Der Umweltrat möchte nochmals zum Ausdruck bringen, dass die gute fachliche Praxis der Landwirtschaft auch bei der im Gesetzesentwurf vorliegenden Definition in § 5 den Zielen dieses Gesetzes widersprechen kann. Es wird daher mit Nachdruck die Streichung der sogenannten Landwirtschaftsklausel in § 18 Abs. 2 gefordert. 

2.
Ist es bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft ausreichend, wenn die Belange des Naturschutzes im Rang vorgehen, oder sollte der Fall der Gleichrangigkeit mit aufgenommen werden? 

3.
Ist die Kontrolle der flexiblen Instrumente bei der Kompensation nach der vorgesehenen Eingriffsregelung (z.B. durch Flächenkataster) im Gesetz ausreichend gewährleistet?

4.
Teilen Sie die Meinung, dass der vorgelegte Gesetzentwurf eine Verschärfung bei der Zulässigkeit von Eingriffen enthält, da die Ausgleichs- bzw. Unterlassungspflicht nicht mehr wie in § 8 Abs. 2 des jetzigen BNatSchG an die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geknüpft wird?

5.
In § 18 Abs. 1 erfolgt eine Eingriffsausweitung auch auf Änderungen des Grundwasserspiegels. Inwieweit bleiben aus Ihrer Sicht bestehende Versorgungseinrichtungen und übliche Bewirtschaftungsmaßnahmen etwa in Form von Be- und Entwässerung hiervon unberührt?

Bestehende Versorgungseinrichtungen und übliche Bewirtschaftungsverfahren unterliegen nicht der Eingriffsregelung, da diese immer an Genehmigungsverfahren gebunden ist. 

6.
Sollte aus Ihrer Sicht der temporäre Naturschutz nicht mehr als vorgesehen verankert werden?

7.
Sollte aus Ihrer Sicht der im jetzt vorliegenden Entwurf zurückgenommene Begriff des Ökokontos verstärkt eine Rolle spielen?

8.
Ist es nicht sinnvoll, öffentliche Flächen vorrangig zum Ausgleich von Verursacherpflichten bereitzustellen?

9.
Halten Sie es für sinnvoll, die bisher in § 1 Abs. 2 verankerte Abwägungsklausel erneut dahingehend aufzunehmen, dass neben dem Schutz von Natur und Landschaft um ihrer selbst willen auch der Schutz der Lebensgrundlage des Menschen von Bedeutung ist?

10.
Halten Sie es für richtig, dass die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, wie bisher in § 1 Abs. 3 angeführt, im Gesetzestext verbleibt?

11.
Sehen Sie in der Formulierung des § 2 Abs. 1 Nr. 10 und 11 der Erhaltung von Kleinstrukturen in besiedelten und unbebauten Bereichen wie Trittsteinbiotopen (Umgebungsschutz) eine Verschärfung der Bebauung im Außenbereich? 

12.
Welche Auswirkungen sehen Sie durch die Neufassung des Gesetzes auf die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung der ländlichen Räume, wie beispielsweise Verkehr, Bau, Gewerbe, Sport und Freizeit, zukommen?

13.
Ist es richtig, dass mit der Aufnahme der Wiederherstellungsverpflichtung die Möglichkeit eröffnet wird, jedes Gebiet aus seiner bisherigen Nutzung zu nehmen bzw. die bisherige Nutzung zu beschränken?

14.
Teilen Sie die Einschätzung, dass rekultivierte Flächen, auf denen bergbauliche  oder Bodenschätze gewinnende Tätigkeiten stattgefunden haben, häufig große Naturschutzpotenziale (z. B. aufgelassene Steinbrüche) aufweisen?

15.
Wenn ja: Halten Sie es für sinnvoll, in § 18 Abs. 2 neben der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auch die bergbauliche und Bodenschätze gewinnende mit aufzunehmen?

16.
Teilen Sie die Einschätzung, dass sich auf zeitweiligen Industriebrachen schützenswerte Biotope bilden können, die aber für den Nutzer die Gefahr bergen, die Fläche zukünftig nicht mehr nutzen zu können?

Ja, diese Gefahr besteht. 

17.
Wenn ja:  Wie könnte verhindert werden, dass derartige Flächen aus diesem Grund so behandelt werden, dass keine Biotope entstehen können (Mahd, Umbruch)? 

Indem die Länder von der Ermächtigung des § 30 Abs. 2 BNatSchGNeuregG Gebrauch machen und hierzu Ausnahmetatbestände vorsehen.

18.
Halten Sie es für sinnvoll, die Wiederaufnahme einer vorherigen Nutzung von der Eingriffsdefinition auszunehmen?

Über eine grundsätzlich Herausnahme der Wiederaufnahme von vorherigen Nutzungen kann nach Ansicht des Umweltrates zur Vollzugsvereinfachung und präzisieren Definition des Eingriffes nachgedacht werden. Wichtig ist, dabei auf ein klare und sinnvolle Regelung zu achten. Als Orientierung könnte die Fachkonvention herangezogen werden, die im Rahmen des LANA-Gutachtens zur Eingriffsregelung (KIEMSTEDT et al., 1996: Methodik der Eingriffsregelung, Teil III, S. 23; Schriften reihe der LANA 6/1996) entwickelt wurde. Danach sind Maßnahmen, deren Beeinträchtigungen innerhalb von 5 Jahren nicht mehr erheblich sind, nicht als Eingriff anzusehen. Analog könnte die Wiederaufnahme von vorherigen Nutzungen innerhalb von 5 Jahren von der Eingriffsregelung ausgenommen werden.

19.
Welche Abgrenzungs- und Zuständigkeitsprobleme können sich aus der Ausweitung auf das Grundwasser zwischen Naturschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz ergeben?

20.
Ist die Abwägungsklausel in § 2 des Entwurfs ausreichend, um sicherzustellen, dass auch andere Belange hinreichende Berücksichtigung finden können? 

Diese Klausel ist nicht nur ausreichend, sondern strenggenommen nicht einmal erforderlich, da die Notwendigkeit, auch andere Belange zu berücksichtigen, sich ohnehin aus allgemeinen Grundsätzen des Planungs- und Verfassungsrechts ergibt. 

21. Kann die Umsetzung der europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie den Vorgaben des Europarechtes genügen? 

Wie der Umweltrat bereits in seinem Umweltgutachten 2000 (Tz. 394 f.) ausgeführt hat, erscheint die Umsetzung der FFH-Richtlinie in bundesdeutsches Recht nicht aus​reichend. Der Umweltrat bedauert es daher, dass die Möglichkeit zur richtlinien​konformen Umsetzung im Rahmen der Neuregelung des Naturschutz​gesetzes nicht genutzt wird. Insbesondere sollte ein grundsätzliches Verschlechterungsverbot für Natura 2000-Gebiete festgeschrieben werden. Die alleinige Anknüpfung an immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren (§ 36) ist nicht ausreichend. (Kann ich leider von hier aus auch nicht verifizieren. Letzten Satz weglassen, wenn nicht völlig sicher ist, daß die Prämissen stimmen).

22.
Reichen die getroffenen gesetzlichen Bestimmungen der Fischereiwirtschaft aus, um einen ausreichenden Naturschutz in den Meeresgewässern mit der fischereiwirtschaftlichen Nutzung zu vereinbaren? 

23.
Kann das Vorrangverhältnis von Ausgleich vor Ersatz zugunsten einer allgemeinen Kompensationszahlung aufgehoben werden?

Siehe Antwort zu Frage 1.

24.
Können Eingriffe mit der vorgesehenen Abwägungsvorschrift in Zukunft noch untersagt werden? 

Die Untersagung von Eingriffen aufgrund naturschutzrechtlicher Belange wird in Zukunft sehr erschwert bzw. fast unmöglich gemacht. Bisher gab es eine eindeutige Entscheidungskaskade, bei der eine Untersagungsmöglichkeit bestand, sofern ein Eingriff nicht ausgeglichen werden kann. Zukünftig wird ein Eingriff i.d.R. nur noch untersagt werden können, sofern er weder ausgeglichen oder in sonstiger Weise kompensiert werden kann. Unter letzteres fällt auch die Zahlung eines Ersatzgeldes. Diese Möglichkeit besteht in jedem Fall. Folglich ist eine Untersagung i.d.R. nicht mehr möglich. Eine Untersagung ist in Zukunft aufgrund der geplanten Abwägungsvorschriften in § 19 Abs. 3 BNatSchGNeuRegG nur noch möglich, wenn Biotope zerstört werden, die für dort wild lebende Tiere und wild gewachsene Pflanzen der streng geschützt Arten nicht ersetzbar sind, und wenn dies nicht aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

25.
Welchen Bedarf sehen Sie für ein Minimierungsgebot bei Eingriffen, wie es der PDS-Entwurf vorsieht?

IV.
Gute fachliche Praxis
1.
Halten Sie die im Entwurf definierte gute fachliche Praxis für die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung in naturschutzfachlicher Sicht für ausreichend?

Insgesamt ist die Aufnahme der guten fachlichen Praxis der Landwirtschaft ins Bundesnaturschutzgesetz positiv zu bewerten, denn die Regeln zur guten fachlichen Praxis dienen der Klärung des Verhältnisses von Naturschutz und Landwirtschaft. Eine Ergänzung der verbindlichen Festlegungen um die Verpflichtung zur Teilflächenmahd bei größeren zusammenhängenden Grünlandflächen wäre wünschenswert. Insbesondere ist jedoch zu beachten, dass bei der derzeitigen Regelung noch umfangreicher Handlungs- und Konkretisierungsbedarf für die Länder zur inhaltlichen Ausgestaltung und zum Vollzug verbleibt. Zu einzelnen Regelungen:

Bedauerlich ist, dass vor allem der Schutz von besonders gefährdeten Biotopen und Oberflächengewässern nicht durch die Einrichtung von ausreichenden Pufferzonen und Uferrandstreifen mit entsprechenden Mindestabstandsregeln von 5 - 10 m sichergestellt wird (vgl. auch KNICKEL et al. 2001, S. 57: Kriterienkatalog zu guten fachlichen Praxis, Bundesamt für Naturschutz, angewandte Landschaftsökologie, Heft 41, KÜHNE et al. 2000, S. 58: Beschaffenheit und Funktion von Saumstrukturen in der Bundesrepublik Deutschland und ihre Berücksichtigung im Zulassungsverfahren im Hinblick auf die Schonung von Nichtzielarthropoden, Mitt. aus der Biol. Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, Berlin Dahlem, H. 378). Der Schutz der Pufferzonen sollte als Inhalts- und Schrankenbestimmung ausgestaltet werden, wobei für den Bedarfsfall ein Ausgleich in Form einer salvatorischen Klausel vorzusehen ist

Der Umweltrat begrüßt, dass nun in § 5 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchGNeuRegG eine explizite Verpflichtung vorgesehen ist, die Belange der Pflanzen- und Tierwelt bei der Wahl der Bewirtschaftungsverfahren zu berücksichtigen. Es fehlt hier aber noch die Verpflichtung zur Berücksichtigung des Landschaftsbildes. 

Die Tierhaltung ist gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 6 BNatSchGNeuRegG unter Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten im Betrieb oder durch Kooperationsvereinbarungen in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflanzenbau zu halten. Trotz der positiven Intention, durch eine flächengebundene Tierhaltung unerwünschte Emissionen von landwirtschaftlichen Betrieben zu begrenzen und regionale Stoffkreisläufe festzuschreiben, bleibt die gesetzlich fixierte Regelung relativ unklar. Für ihren Vollzug bedarf es detaillierter Konkretisierungen, für die auch in der Begründung zum BNatSchGNeuRegG keine Hinweise zu finden sind. Praktikabler und vollzugsfreundlicher wären Emissionsgrenzwerte sowie maximale Besatzdichten pro Flächeneinheit (vgl. SRU 1985, SRU 1996, KNICKEL et al. 2001, S. 69: Kriterienkatalog zu guten fachlichen Praxis, Bundesamt für Naturschutz, angewandte Landschaftsökologie, Heft 41).

2.
Derzeit bilden die beschlossenen Fachgesetze die Grundlage der guten fachlichen Praxis. Darüber hinausgehende Beschränkungen obliegen dem Ausgleich. Nunmehr wurden wahllos gegriffene Einzelformulierungen im Rahmen der guten fachlichen Praxis eingearbeitet. Halten Sie diese Vorgehensweise für richtig und zielführend?

Nach Ansicht des Umweltrates handelt es sich nicht um wahllos gegriffene Formulierungen, denn sie gründen sich auf wissenschaftliche Vorarbeiten, in denen u.a. ein Kriterienkatalog zu guten fachlichen Praxis (KNICKEL et al, 2001, Bundesamt für Naturschutz, angewandte Landschaftsökologie, Heft 41) entwickelt wurde. 

3.
Wo liegen die Unterschiede zwischen einer „natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft” im Sinne von § 5 Abs. 1 des Gesetzentwurfs und dem Begriff der “guten fachlichen Praxis”?

4.
Welche Erfahrungen wurden in ökologischer Hinsicht mit dem bisherigen Begriffsverständnis der „guten fachlichen Praxis“ gemacht und inwieweit begründen diese Erfahrungen zusätzlichen Handlungsbedarf?

5.
Welche Konkretisierungen und Erweiterungen müssen in den Grundsätzen zur "guten fachlichen Praxis" zusätzlich Aufnahme finden?

Siehe dazu Antwort zu Frage 1.

6.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Forstwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt? 

7.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Fischereiwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt? 

8.
Halten Sie ein Verbot der Freisetzung transgener Organismen zum Schutz von Natur, Umwelt und Landschaft für erforderlich? 

9.
Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen dem mit der beabsichtigten Gesetzesnovelle verbundenen ökologischen Nutzen auf der einen sowie der damit verbundenen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe auf der anderen Seite?

Die Definition der guten fachlichen Praxis beruht notwendigerweise auf einer Abwägung zwischen ökonomischen und ökologischen Belangen. Im vorliegenden Entwurf zum BNatSchGNeuregG ist diese Abwägung nach Auffassung des Umweltrates zu einem ausgewogenen Ergebnis gekommen.

10.
Sind aus Ihrer Sicht Wettbewerbsnachteile für die Land- und Forstwirtschaft in Deutschland im Hinblick auf den europäischen Vergleich zu befürchten?

11.
Wie kann sichergestellt werden, dass unbestimmte Rechtsbegriffe - auch im Rahmen der guten fachlichen Praxis - in Deutschland nicht wieder enger gefasst werden als in anderen europäischen Ländern und damit weitere Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen entstehen?

12.
Welche Schwierigkeiten ergeben sich durch unklare Definitionen und Abgrenzungen im Hinblick auf eine eingeschränkte Bewirtschaftung auf den an Biotope angrenzenden Betriebsflächen ?

13.
Sehen Sie bei der Definition der Regeln zur “guten fachlichen Praxis” im Bundesnaturschutzgesetz Überschneidungen mit anderen Fachgesetzen?

14.
Wird nicht durch die zusätzliche Ausweitung der guten fachlichen Praxis die Förderung im Rahmen des Kulturlandschaftspflegeprogramms (KULAP) gefährdet, da nur Maßnahmen ausgeglichen werden dürfen, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen?

Nein, denn durch eine Definition der guten fachlichen Praxis aus Naturschutzsicht wird die Grundlage dafür geschaffen, dass das Maß für ökologische Leistungen, die über die gute fachliche Praxis hinausgeht, überhaupt bestimmt werden kann. 

15.
Halten Sie die Regelung hinsichtlich der schlagspezifischen Dokumentation nicht für sehr bürokratisch und hinsichtlich der Kontrolle für kaum durchführbar oder übermäßig kostenträchtig?

Der Aufwand ist für die überwiegende Anzahl der Betriebe nicht sehr groß und jedenfalls zumutbar, da sie diese Aufzeichnungen für die eigene Betriebsführung aus betriebswirtschaftlichem Eigeninteresse ohnehin bereits erstellen bzw. erstellen sollten. 

15. Wie hoch würden Sie den Verwaltungsaufwand veranschlagen, der sowohl auf Seiten der Verwender von Pflanzenschutz- und Düngemitteln als auch bei den zuständigen Behörden entsteht, um den vorgesehenen Dokumentationspflichten über deren Einsatz zu genügen (“Schlagkartei”)?

Siehe Antwort zu Frage 15.

17.
Ist ein grundsätzliches Kahlschlagverbot, das weit über die bestehenden Bundes- und Landesgesetze und zahlreiche Regelungen selbst in Naturschutzgebieten hinausgeht, im Kleinprivatwald überhaupt hinnehmbar? Erscheint nicht auch vor dem Hintergrund der aktuellen naturschutzfachlichen Diskussion hinsichtlich vielfältiger Kraut-, Strauch- und Baumstrukturen sowie der Verjüngung von Lichtbaumarten (Eiche) ein solches grundsätzliches Kahlschlagverbot auch außerhalb von Schutzgebieten sehr fragwürdig?

18.
Können die Länder durch eine entsprechend differenzierte Umsetzung von § 5 Abs. 3-5 in Landesrecht dafür Sorge tragen, dass hinreichend Spielraum für den Einsatz von EU-Fördermitteln für Agrarumweltmaßnahmen bleibt?

Durch die Definition der guten fachlichen Praxis im Naturschutzsicht wird aus Sicht des Umweltrates das Verhältnis von Naturschutz und Landwirtschaft in der Weise geklärt, dass ausreichend Spielraum für die regional differenzierte Honorierung ökologischer Leistungen verbleibt.

19.
Sollte nicht die bisherige Regelung hinsichtlich einer Verpflichtung der Länder zu Ausgleichszahlungen beibehalten werden, da die angestrebte Entscheidungsfreiheit der Länder zu großen Wettbewerbsverzerrungen führen kann?

20.
Sind Sie der Meinung, dass die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis von den Bundesländern unterschiedlich umgesetzt werden? 

Um dem zu begegnen bzw. vorzubeugen, sollten die gesetzlichen Anforderungen zur guten fachlichen Praxis möglichst auch auf Bundesebene – beispielsweise durch Leitfäden des Bundesamtes für Naturschutz - noch weiter konkretisiert werden (vgl.auch Antwort zu Frage 1).

21.
Wenn ja: Erwarten Sie aus dieser unterschiedlichen landespezifischen Umsetzung Wettbewerbsverzerrungen innerhalb Deutschlands?


V.
Vertragsnaturschutz und Eigentum 
1.
Inwieweit können nach Ihrer Einschätzung die Ziele des Naturschutzes auch über befristete Verträge dauerhaft verwirklicht werden?

2.
Unterstützen Sie die These des Miteinanders von Naturschutz und wirtschaftlicher Entwicklung durch vertragliche Vereinbarungen?

3.
Ist es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Komponenten Ökonomie, Ökologie und soziale Komponente im Sinne einer ökologischen und sozialen Marktwirtschaft gleichermaßen zu verankern?

4.
Halten Sie freiwillige Vereinbarungen mit Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden, Institutionen für sinnvoll?

5.
Sollte dem Vertragsnaturschutz im Sinne eines vertrauensbildenden Instruments im Gesetzestext mehr Bedeutung beigemessen werden im Sinne eines wichtigen Dialoges mit den vor Ort Tätigen, aber auch im Sinne eines gerechten Ausgleichs für Verbote, Gebote und Festsetzungen?

Der Vertragsnaturschutz hat sich inzwischen zu einem wichtigen Instrument zur Verbesserung der Akzeptanz des Naturschutzes entwickelt. Dennoch sollte dem Vertragsnaturschutz kein genereller inhaltlicher Vorrang einräumt werden. Für den Schutz vor Beeinträchtigungen durch Eingriffe im Sinne des Gesetzes ist der Vertragsnaturschutz in der Regel kein geeignetes Instrument. Auch ist er nicht dauerhaft angelegt. Die Honorierung ökologischer Leistungen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes sollte leistungs- bzw. ergebnisbezogen ausgestaltet werden können.

6.
Wie bewerten Sie den Einwand, dass der Gesetzentwurf einer dirigistischen Grundlinie verhaftet sei, indem Naturschutz vor allem durch Nutzungseinschränkungen, mithin durch – vor allem an die Landwirtschaft gerichtete – staatliche Auflagen erreicht werden soll, anstatt den Vertragsnaturschutz und freiwillige Maßnahmen in den Vordergrund zu stellen?

7.
Wie bewerten Sie den Einwand, wonach der Gesetzentwurf u.a. durch eine Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe die Ermessensspielräume der vollziehenden Behörden erweitert, was zum einen deren Leistungsfähigkeit unangemessen beansprucht und zum anderen aus Sicht der Betroffenen erhebliche Planungsunsicherheiten entstehen lassen könnte?

8.
Sehen Sie die Eigentumsrechte entsprechend Art. 14 GG durch den jetzigen Gesetzentwurf nachhaltig garantiert? Verstoßen Regelungen des Gesetzentwurfs gegen die Eigentumsgarantie? Wie muss die Entschädigungsregelung dazu aussehen?

9.
Können definierte Betreiberpflichten, z.B. im Rahmen der Vorgaben zur "guten fachlichen Praxis" für Land-, Forst- und Fischwirte einen rechtlichen Anspruch auf Entschädigungszahlungen oder anderweitigen Ausgleich begründen, sofern Naturschutzauflagen über diese Betreiberpflichten hinausgehen?

10.
Welche Konsequenzen für die Vollzugspraxis erwachsen den Naturschutzbehörden aus der Verpflichtung des § 8 im Regierungsentwurf, den Vorrang des Vertragsnaturschutzes zu prüfen?

11.
Welche Kriterien liegen den Entschädigungszahlungen oder anderweitigem Ausgleich in den Ländern zu Grunde?

12.
Können in den Landesnaturschutzgesetzen aufgeführte Bestimmungen über die "ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung des Eigentums" (verwendet werden unterschiedliche Begriffe wie Billigkeits-, Verhältnismäßigkeits-, Erschwernis- oder Härtefallausgleich) juristisch und de facto zu einer länderspezifischen Differenzierung hinsichtlich des "bestimmten Maßes" an Sozialbindung des Eigentums führen und damit zu unterschiedlichen Ausgleichskriterien (unter der Annahme gleicher Ausgangsbedingungen)?

13.
Gibt es aus Ihrer Sicht signifikante Unterschiede hinsichtlich des Behördenaufwandes zwischen Ordnungsrecht und Vertragsnaturschutz?

14.
Sehen Sie den Vertragsnaturschutz gleichermaßen als geeignetes Mittel für Kernflächen, großflächige Schutzgebiete, Biotopvernetzung und die naturnahe Bewirtschaftung auf großer Fläche?

Siehe Antwort zu Frage 5.

15.
Sehen Sie im KULAP und der damit verbundenen Mischfinanzierung von EU (ca. 50 %) und Land ein geeignetes Mittel, Vertragsnaturschutz positiv im Sinne des Naturschutzes umzusetzen?

16.
Halten Sie den Vertragsnaturschutz für ein geeignetes Mittel, um für ein konfliktfreies Nebeneinander von wirtschaftlichem Betrieb – damit auch dem Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen – sowie Umwelt und Naturschutz und den Ansprüchen der Gesellschaft auf Freizeit und Erholung zu sorgen?

17.
Welche Möglichkeit für den Erhalt von Biotopen sehen Sie, wenn Landwirte in großem Umfang schützenswerte Flächen aus der pflegenden Bewirtschaftung nehmen und brach fallen lassen?

18.
Wie hoch schätzen Sie die Kosten für die Pflege brachliegender Flächen, wenn sie aus der landwirtschaftlichen Nutzung gefallen sind und die öffentliche Hand die Pflege übernehmen muss?

19.
Wie sehen Sie die Möglichkeit, einen Ausgleich für die entgangenen Einnahmen der Landwirte zu zahlen, und wie könnten die Mittel bereitgestellt werden?

20.
Haben Sie eine Vorstellung über die Höhe der für Ausgleichszahlungen zu entrichtenden Beträge?

VI.
Verbandsklage 
1.
Rechtfertigen die bisherigen Erfahrungen im Naturschutz ein Misstrauen gegenüber den Naturschutzbehörden, so dass sich die Notwendigkeit ergibt, auf Naturschutz ausgerichtete Verbände als zusätzliche Kontrolleure zu etablieren?

Die Einführung einer Vereinsklage ist kein Ausdruck des Misstrauens gegenüber den zuständigen Behörden, sondern unterstützt diese in ihrem Bemühen, das geltende Recht richtig anzuwenden.

2.
Mitwirkungsrechte von anerkannten Naturschutzvereinen werden ausgebaut, Klagerechte auf Bundesebene erstmals eingeführt. Ist der Regelungskomplex als sachgerecht anzusehen?

Fast alle EG-Mitgliedstaaten räumen Bürgern und Verbänden weitergehende Klagemöglichkeiten ein als Deutschland. (PRIEUR, M., Complaints and Appeals in the Area of Environment in the Member States of the European Union. Study for the Commission of the European Community, DG XI, March 1998; VERSCHUUREN, J./KASTMEJER, B./Van LANEN, J., Complaint Procedures and Access to Justice for citizens and NGOs in the Field of the Environment within the European Union, Graudruck, hrsg. v. Ministerie van Volkshuising, Ruimtelijke Ordening en Milieubeheer, April 2000, (http://europa.eu.int/comm/environment/impel/access_to_justice.htm). Als Vertragsstaat der Aarhus-Konvention verpflichtet Deutschland sich, Umweltverbände und andere Nichtregierungsorganisationen als Träger einklagbarer Rechte anzuerkennen (Art. 9 II Uabs. 2 S. 3 AK). Nach vorherrschender Auffassung verpflichtet diese Regelung die Mitgliedstaaten zur Zulassung von Vereinsklagen, mit denen das Allgemeininteresse an der Rechtmäßigkeit umweltbezogener Verwaltungsentscheidungen vor Gericht verfolgt werden kann (s. statt vieler STEINBERG, in: Zeitschrift für Umweltrecht 1999, S. 126 (128); JARASS, in: Deutsches Verwaltungsblatt 2000, S. 945 (952)).

3.
Halten Sie es für sinnvoll, eine Vereinsklage auf Bundesebene einzuführen?

Die Vereinsklage auch auf Bundesebene einzuführen ist insbesondere deshalb sinnvoll und geboten, weil nur durch bundesrechtliche Regelung eine Vereinsklage auch gegen Verwaltungsakte von Bundesbehörden ermöglicht werden kann (BVerwGE 92, S. 263 (265)).

4.
Halten Sie die in  § 57 ff. formulierte Mitwirkung von Vereinen für ein geeignetes Mittel, den Gesichtspunkten des Umweltschutzes Rechnung zu tragen, aber gleichzeitig Genehmigungsverfahren nicht unnötig in die Länge zu ziehen?

Die vorgesehenen Vereinsmitwirkungsrechte nach §§ 57 f. BNatSchGNeuregG sind auch unter dem Gesichtspunkt des Interesses an zügiger Planung und Projektverwirklichung nicht als unangemessen zu betrachten. Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Einzelfällen Verzögerungen aufgrund der Ausübung des Vereinsklagerechts eintreten. Dabei ist jedoch folgendes zu bedenken: 

- In vielen Fällen treten Verzögerungen nicht ein, weil das einschlägige Fachplanungsrecht für viele Fälle vorsieht, dass Anfechtungsklagen gegen Planfeststellungsbeschlüsse keine aufschiebende Wirkung haben. Wo dies nicht vorgesehen ist, besteht bei entsprechendem öffentlichen Interesse die Möglichkeit, längere Verzögerungen durch gerichtliche Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 II Nr. 4 VwGO zu vermeiden.

- Gegen Planungsentscheidungen, gegen die nach der vorgesehenen Regelung eine Vereinsklage möglich sein soll, insbesondere gegen die wirtschaftlich besonders relevanten Planfeststellungen für Verkehrsinfrastrukturprojekte, kann in der Regel auch von Dritten, die als Grundstückseigentümer oder Anwohner in ihren Rechten betroffen sind, geklagt werden. Aus der Vereinsklagemöglichkeit ergibt sich daher nicht in jedem Fall ein zusätzliches Verzögerungspotential über dasjenige hinaus, das schon aufgrund ohnehin vorhandener Klagerechte besteht. Eine spezifisch verbandsklagebedingte Verzögerung ergibt sich nur dann, wenn ein Verband klagt, während kein Privater von seinem Klagerecht Gebrauch macht, oder wenn Private nicht gegen das Projekt als solches klagen, sondern nur auf Planergänzung (z.B. Lärmschutzauflagen) gerichtete Klagen erheben, die den Fortgang der Projektrealisierung nicht behindern. 

- Die Vorstellung, dass die Vereinsklage missbrauchsanfälliger sei und eher zu unangemessenen Verzögerungen führe als die bestehenden Klagemöglichkeiten individueller Rechtsbetroffener, ist irreal. Verbände haben prinzipiell ebensowenig wie individuell rechtsbetroffene Kläger irgendein Interesse an mutwilliger, nicht durch ernstzunehmende rechtliche Bedenken gerechtfertigter Prozessführung. Speziell die Naturschutzverbände können sich erkennbar aussichtslose Klageverfahren schon aus finanziellen Gründen und im Hinblick auf die Außendarstellung gar nicht leisten. Dem entsprechen auch die bisherigen Erfahrungen mit der Vereinsklage (s. auch Antwort zu Frage 9).

5.
Ist es richtig, dass die Aarhus-Konvention bislang nur von neun der 40 Staaten ratifiziert wurde, darunter nur einem EU-Mitgliedstaat (Dänemark), und darüber hinaus auf europäischer Ebene momentan an der Erarbeitung von Richtlinien zur Umsetzung der Arhus-Konvention gearbeitet wird und deshalb die Bundesrepublik auf einen momentanen Alleingang hinsichtlich des Verbandsklagerechtes verzichten sollte?

Bislang (Stand: Mitte August 2001) haben 17 Vertragsstaaten die Aarhus-Konvention ratifiziert (siehe www.unece.org/env./pp/ctreaty.htm). Aus der Sicht des Umweltrates ist es nicht sinnvoll, die Einführung der naturschutzrechtlichen Vereinsklage auf Bundesebene zu verschieben, bis die EG-rechtlichen Umsetzungsakte zur Aarhus-Konvention vorliegen. Diese werden voraussichtlich ohnehin den innerstaatlichen Regelungsbedarf nicht abdecken, da sie sich auf die Regelung von Klagemöglichkeiten gegen Maßnahmen beschränken werden, die die Mitgliedstaaten auf der Grundlage von EG-Richtlinien zu treffen haben.

6.
Halten Sie es für sinnvoll, auch anderen Interessenverbänden, die soziale und wirtschaftliche Interessen berücksichtigen, eine Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, um sicherzustellen, dass auch andere Belange angemessen berücksichtigt werden?

Es ist nicht erforderlich, die besonderen Beteiligungsrechte, die das BNatSchGNeuregG den Naturschutzverbänden einräumt, auch auf andere Verbände zu erstrecken, die sich für mit dem Naturschutz potenziell konfligierende Belange einsetzen. Beteiligungs- und Klagerechte der Naturschutzverbände werden benötigt, um eine strukturell bedingt schlechtere Durchsetzungsfähigkeit von Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen. Die wirtschaftlichen und sozialen Interessen, die für eine natur- und landschaftsbeeinträchtigende Landnutzung sprechen, sind in der Regel aktuell und konkret und können oft in D-Mark oder Arbeitsplätzen beziffert werden. Hinter Planungs- und sonstigen Entscheidungen der in §§ 59 f. BNatSchGNeuregG genannten Art stehen in der Regel auch individuelle Interessen von erheblichem wirtschaftlichen Gewicht und entsprechend hoher Organisations- und Durchsetzungsfähigkeit. Die wirtschaftlichen Interessen, die für eine bestimmte Raumnutzung sprechen, stehen daher sehr viel weniger als die schwerer quantifizierbaren und von weniger durchsetzungsstarken Interessen gestützten Belange des Natur- und Landschaftsschutzes in der Gefahr, bei Planungsentscheidungen nicht hinreichend wahrgenommen und gewürdigt zu werden.

7.
Halten Sie die Ausweitung der Verwaltungsakte und Vorhaben, bei denen nach § 57 eine Mitwirkung von Vereinen vorgesehen ist bzw. gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden können (unter besonderer Berücksichtigung der Plangenehmigung), für ausreichend? 

Nein (vgl. Antwort zu Frage 10.).

8.
Ist der Kreis der umweltrelevanten Verfahren auf Landes- und Bundesebene, für die eine Verbandsklage zugelassen werden soll, hinreichend im Sinne der Zielbestimmungen der Entwürfe? 

9.
Welche Erfahrungen bestehen bisher mit dem Vereinsklagerecht?

Wo Vereinsklagen zugelassen worden sind, liegt der Anteil der Vereinsklagen an der Gesamtzahl der erhobenen verwaltungsgerichtlichen Klagen in der Regel niedrig, während die Erfolgsquote der Vereinsklagen deutlich über dem Durchschnitt der insgesamt erhobenen Klagen liegt. Für die landesrechtlichen Vereinsklagen in Deutschland ist eine Erfolgsquote ermittelt worden, die um das Doppelte über der Erfolgsquote verwaltungsgerichtlicher Klagen im Allgemeinen liegt (SCHMIDT, A., Der Streit um die Vereinsklage, 1998, Unveröffentlichtes Manuskript, Universität Greifswald, AG Umwelt- und Naturschutzrecht am Lehrstuhl für Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrecht (Prof. Dr. E.V. Heyen); ähnlich eindrucksvolle Zahlen für die Schweiz bei FLÜCKINGER, A. u.a., Evaluation du droit de recours des organisations de protection de l´environnement, hrsg. vom Schweizerischen Umweltbundesamt, Bern 2000). Bei der Vereinsklage handelt es sich demnach gerade um ein besonders effizientes Instrument der Rechtmäßigkeitskontrolle, d.h. um ein Instrument, bei dem die gesellschaftlichen Kosten des gerichtlichen Rechtsschutzes (in Gestalt von Verfahrensaufwand und Verzögerungen) und der gesellschaftliche Nutzen (in Gestalt der Korrektur aufgetretener Rechtsverstöße) in einem besonders günstigen Verhältnis stehen. 

10.
Haben Sie Vorschläge für eine Verbesserung der Regelungen der Vereinsklage?

Das Klagerecht der Verbände sollte sich über die in § 60 BNatSchGNeuregG genannten Entscheidungstypen hinaus insbesondere auf die Bauleitplanung und, wie in einer früheren Fassung des Entwurfs vorgesehen, auf Plangenehmigungen erstrecken. Die Vereinsbeteiligung nach § 59 sollte darüber hinaus auch auf vorgelagerte Planungen wie Raumordnungspläne und straßen- und wasserrechtliche Linienbestimmungen ausgedehnt werden.

11.
Wer trägt die Kosten von Verzögerungen bei Vereinsklagen?

Kostennachteile, die aus einer klagebedingten Verzögerung bei der Realisierung von Projekten entstehen, trägt mangels einer rechtlichen Regelung, die die Überwälzung erlauben würde, derjenige, bei dem sie anfallen. Es gibt auch keinen Grund, das bei Verbandsklagen anders zu regeln als bei Individualklagen.

12.
Wie kann das Vereinsklagerecht – wenn verankert – so gestaltet werden, dass keine Verzögerungen von Projekten etc. auftreten?

Aus der Sicht des Umweltrates ist nicht sinnvoll, Klagerechte so auszugestalten, dass prinzipiell keine Verzögerungen davon ausgehen können. Erreicht werden könnte das nur mit dem ausnahmslosen – auch durch gerichtliche Anordnung nicht abänderlichen -  Ausschluss einer aufschiebenden Wirkung der betreffenden Klagen. Ein solcher ausnahmsloser Ausschluss ist bei Vereinsklagen eben so wenig sinnvoll, und entspricht hier eben so wenig rechtsstaatlichen Grundsätzen, wie bei Klagen anderer Art. Auch wenn die Möglichkeit, dass Vereinsklagen sich im Einzelfall verzögernd auswirken, nicht prinzipiell ausgeschlossen werden kann, sind unverhältnismäßige Verzögerungswirkungen nicht zu erwarten (s. oben Antwort zu Frage 4).

13. Halten Sie bei der Vereinsklage eine Streitwertbegrenzung für sinnvoll, und wie könnte sie aussehen?

Bei Verbandsklagen sind in einzelnen Fällen Streitwerte bis 100.000 DM festgesetzt worden. Solche Streitwerte, die zu entsprechend hohen Prozeßkosten führen, sind im Hinblick auf die Funktion der Verbandsklage nicht angemessen. Es ist daher sinnvoll, eine Streitwertbegrenzung vorzusehen, die sicherstellt, dass Streitwertfestsetzungen nicht zum Abschreckungsinstrument werden und die Verbandsklagemöglichkeit in der Praxis auch genutzt werden kann. Die Begrenzung sollte so vorgenommen werden, dass das Kostenrisiko spürbar, aber tragbar ist. Der Angemessen erscheint die im UGB-Entwurf der Unabhängigen Sachverständigenkommission zum Umweltgesetzbuch vorgeschlagene Begrenzung auf  DM 20.000 als Maximalwert (s.§ 45 IV UGB-Kom-E: "Der Streitwert bei einer Verbandsklage beträgt höchstens 20.000 Deutsche Mark").

14.
Ist die in § 68 Abs. 5 des Entwurfes vorgesehene Übergangsvorschrift zum Verbandsklagerecht sinnvoll, wonach auch gegen Verwaltungsakte, die vor Jahren erlassen wurden, mit der Verbandsklage angegangen werden kann?

15. Halten Sie die im PDS-Entwurf vorgeschlagene Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung bezüglich einer Ausweitung der Klagerechte der Bürger auf "rechtlich bedeutsame eigene Interessen" für erforderlich?

VII.
Allgemeines (einschließlich Kosten)

1.
Welche Vorteile bringt das Instrument der Landschaftsplanung für die Planungssicherheit gerade im ländlichen Raum? 

Die Landschaftsplanung zeigt die Bedeutung und Empfindlichkeit von Natur und Landschaft sowie die Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege auf und stellt dadurch frühzeitig Entscheidungsgrundlagen für Maßnahmen anderer Flächenutzer zur Verfügung. Bei frühzeitiger Berücksichtigung der in der Landschaftsplanung aufgeführten Aspekte können Planungskosten vermieden werden.

2.
Welche Vorteile ergeben sich aus der Aufnahme der Pflicht zur Umweltbeobachtung für die umfassende Ermittlung und Auswertung der naturschutzfachlichen Situation in Deutschland? 

Inwieweit sind die vorgeschlagenen Regelungen für die Umweltbeobachtung geeignet, auch Ursachen für die Veränderungen des Naturhaushaltes aufzuzeigen?

Der Umweltrat begrüßt die von ihm seit 1990 geforderte Einführung der ökologischen Umweltbeobachtung in § 12 BNatSchGNeuregG Die Umweltbeobachtung sollte jedoch als Zweck auch die Ermittlung von Ursachen für Veränderungen des Naturhaushalts umfassen (vgl. OECD-Systematik).

Die sektorübergreifende (Wasser, Boden, Luft, Pflanzen, Tiere, Lebensräume) allgemeine ökologische Umweltbeobachtung (gemäß Sondergutachten des SRU, 1990) ist getrennt von der fachspezifischen Naturschutzbeobachtung von Pflanzen, Tieren und Lebensräumen zu sehen. Beide sind im BNatSchGNeuregG zu verankern, um eine bundesweit vergleichbare Datengrundlage zu erhalten.

Mit dem Ausbau einer einheitlichen Naturschutzbeobachtung (siehe auch Antwort zu Frage 29) wird erstmals der Grundstein für eine regelmäßige Naturschutzberichterstattung gelegt, die auch im Rahmen der europäischen FFH-Berichtspflichten benötigt wird. Die Naturschutzbeobachtung ist der naturschutzfachliche, sektorale Teil, der auch in die ökologische Umweltbeobachtung einfließt. Die deutsche Naturschutzbeobachtung und -berichterstattung ist im Vergleich zu den Beobachtungen/Berichterstattungen im Sektor Wasser oder Luft bislang erheblich defizitär.

Kern der ökologischen Umweltbeobachtung sollte an ausgewählten Standorten (z.B. Biosphärenreservaten) eine sektorübergreifende Beobachtung sein. An diesen Standorten sollte einerseits regelmäßig der Naturhaushalt über eine Standardbeobachtung abgebildet werden, z.B. auch um (Fehl-)Entwicklungen frühzeitig erkennen zu können. Andererseits sollte jederzeit über fragengeleitete Ansätze eine weitergehende gezielte Ursachenerforschung stattfinden können, die sich der bereits vorhandenen Basisdaten bedienen kann (siehe auch Antwort zu Frage 29).

3.
Kann die Aufnahme des Entwicklungsaspekts als Ausweisungsvoraussetzung in § 24 Abs. 1 Nr. 3 dazu beitragen, die in Abs. 2 definierte Zielsetzung Prozessschutz zu erfüllen?

4.
Wäre es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, das im ersten Entwurf vorgesehene Waldvermehrungsgebot in unterdurchschnittlich bewaldeten Gebieten wieder aufzunehmen? 

5.
Wird der jetzt vorgelegte Entwurf zur Novellierung des BNatSchG den Anforderungen einer unbürokratischen und zielgerichteten Vorgehensweise im Hinblick auf ein sinnvolles Miteinander von Ökologie, Ökonomie und sozialer Komponente gerecht?

6.
Befürworten Sie das von der Union geforderte Patenschaftsprogramm mit den Naturschutzverbänden zwecks Erhalt, Schutz, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von speziellen Schutzgebieten?

7.
Sehen Sie Handlungsbedarf hinsichtlich der Lenkung der erholungssuchenden Bevölkerung im Hinblick auf den Schutz der Natur und der Artenvielfalt?

8.
Ist der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf aufgrund der Vielzahl von Länderregelungen zustimmungspflichtig? 

9.
Halten Sie die bisherigen Kostenberechnungen der Regierung hinsichtlich der kostenmäßigen Auswirkungen für realistisch und solide, wenn in Schutzgebieten von 10 % Ertragsminderung, von 10 % Wertverlust und von 100 DM/Jahr/ha (für den alle 10 Jahre anfallenden Pflegeaufwand) als Basis der Berechnung ausgegangen wird?

10.
Wie sehen Sie die finanzielle Verantwortung des Bundes im Hinblick auf Schutzgebiete von europäischer bzw. von bundesdeutscher Bedeutung, insbesondere in Nationalparken? 

11.
Wird von Ihnen der in § 52 formulierte Vogelschutz an Masten und technischen Bauteilen von Hochspannungsleitungen gegen Stromschlag zum Schutz von europäischen Vogelarten, der mit Kosten in Höhe von 225-450 Mio. DM verbunden ist, als sinnvoll erachtet?

12.
Sehen Sie es als sinnvoll an, die Haltung von Tieren wildlebender Arten aus der Genehmigungspflicht des BNatSchG herauszunehmen, um behördliche Abläufe durch eine Anzeigepflicht zu vereinfachen und zu beschleunigen?

13.
Halten Sie den jetzigen Entwurf für geeignet, den Schutz der Natur in Deutschland spürbar voranzubringen?

14.
Wie hoch schätzen Sie die jeweils nach Betriebsgröße und Standort spezifizierten Mehrkosten, welche land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durch die vorgesehenen Nutzungsauflagen im Rahmen naturschutzrechtlicher Auflagen entstehen werden?

15.
Wie hoch veranschlagen Sie – jenseits der unbestimmten Ausführungen im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf – die Kostenwirkungen des Gesetzentwurfs insbesondere im Zusammenhang mit einer Verwirklichung des geplanten Biotopverbundes?

16.
Verfügen Sie über Informationen, in welcher Form und Höhe land- und forst-wirtschaftliche Betriebe sowie die Bewohner der jeweils betreffenden Region von Nationalparks, Biosphärenreservaten und anderen Naturschutzgebieten profitieren?

17.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach die im Begründungstext des Gesetzentwurfs aufgenommenen Kalkulationen der haushaltsmäßigen Auswirkungen zu niedrig angesetzt sind, u.a. weil bei Ausweisung der gesetzlich geschützten Biotope für die betroffenen Flächen eine erhebliche Verkehrswertminderung anzunehmen ist und überdies Wertverluste durch eine eingeschränkte Beleihungsfähigkeit des Grundbesitzes zu erwarten sind?

18.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach der Gesetzentwurf zu einem Wertverlust allein der landwirtschaftlichen Nutzflächen in Deutschland von über 4 Mrd. DM führen wird?

19.
Verfügen Sie über Informationen über die durchschnittlichen Mindererträge im Zusammenhang mit zusätzlichen Bewirtschaftungsauflagen durch die Ausweitung von Naturschutzgebieten?

20.
Sehen Sie einen Konflikt zwischen dem Ziel, einerseits durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien zum Klimaschutz beitragen zu wollen, während andererseits deren forcierte Nutzung mitunter erhebliche Beeinträchtigungen beim Natur- und Landschaftsschutz bedeuten kann?

21.
Wie sehen Sie die Einschätzung, dass eine über die europäischen Vorgaben hinausgehende nationale Verpflichtung die regionalen wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Land- und Forstwirtschaft beeinträchtigt und dass deren Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt insoweit verschlechtert wird?

22.
Wie schätzen Sie den Sachverhalt ein, dass zukünftig Natur und Landschaft nicht mehr – wie bisher – als “Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung für seine Erholung”, sondern um ihrer selbst willen zu schützen sind?

23.
Welche Auswirkungen erwarten Sie von der damit implizit verbundenen Abkehr des Naturschutzes vom anthropozentrischen Ansatz?

24.
Wie bewerten Sie den damit verbundenen Widerspruch zum Grundsatz der Nachhaltigkeit, der ökologische mit sozialen und wirtschaftlichen Aspekten ins Verhältnis setzt und sich damit auch an menschlichen Bedürfnissen ausrichtet?

25.
Welche präzisierenden bzw. relativierenden Wirkungen entfalten die konkurrierenden Ziele in § 1 des Regierungsentwurfes in Verbindung mit der in § 2 Absatz 1 Satz 1 geforderten "Abwägung aller Anforderungen nach § 1 untereinander"?

26.
Sind die unter § 2 Absatz 1 aufgelisteten Grundsätze in den Entwürfen vollständig?

27.
Welchen Raum nehmen die Abwägungsvorschriften in den Entwürfen ein? Welche dieser Abwägungsvorschriften könnten klarer in einem separaten Abwägungsparagraphen, vergleichbar dem § 4 des PDS-Entwurfs, aufgenommen werden? 

28.
Schränkt der Verzicht auf ein Wiederherstellungsgebot in § 4 des Regierungsentwurfes („Beachtung der Ziele und Grundsätze") den Grundsatz der Wiederherstellung ein?

29. Sind die Bestimmungen zur Umweltbeobachtung geeignet, den europäischen Anforderungen nach sachgerechter Datensammlung, Analyse und regelmäßiger Berichterstattung nachzukommen, oder bedarf es eines stärkeren Engagements der jeweiligen Naturschutzämter und einer einheitlichen Rahmenregelung durch den Bund? 

Die vorgesehenen Regelungen zur Umweltbeobachtung und zur Naturschutzberichterstattung sind wegen der wenig klaren Verteilung der Bund-Länder-Kompetenzen und wegen der fehlenden Rahmenregelung für die FFH-Berichterstattung nicht in wünschenswertem Umfang geeignet, die internationalen Berichtspflichten zu erfüllen. Hier wäre ein verbindlicher bundeseinheitlicher Erhebungsstandard erforderlich. Die jeweiligen Naturschutzämter der Länder und das Bundesamt für Naturschutz sind fachlich und finanziell überfordert, dieses Defizit zu kompensieren.

30.
Kann mit einer Rechtsverordnung zum Handel mit Wildtieren, wie sie in § 47 des PDS-Entwurfes umrissen wird, der Bestandsgefährdung durch Wildfänge besser begegnet werden, oder reichen die bisherigen Regelungen aus?
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I.   Vorbemerkung

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege und zur Anpassung anderer Rechtsvorschriften (BNatSchGNeuregG) wird von den kommunalen Spitzenverbänden mit der Einschränkung der unten dargestellten Kritikpunkte als Schritt in die richtige Richtung grundsätzlich begrüßt. Die Novelle enthält zahlreiche Verbesserungen, die angesichts der weiterhin bestehenden sehr negativen Entwicklungstendenzen von Natur und Landschaft erforderlich sind. In diesem Zusammenhang sind insbesondere zu nennen die Neuregelungen zur Schaffung eines Biotopverbundes, die Einführung des Umgebungsschutzes für Landschaftsschutzgebiete sowie die Neudefinition des Verhältnisses von Naturschutz und Landwirtschaft. Aus Sicht des Deutschen Städtetages und des Deutschen Landkreistages sind auch die neuen Regelungen zur Landschaftsplanung zu begrüßen. Allerdings wendet sich der Deutsche Städte- und Gemeindebund gegen die Verpflichtung zur flächendeckenden Landschaftsplanung, wie unten ausführlich begründet wird. 

Die finanziellen Auswirkungen der Novellierung des BNatSchG auf die kommunalen Haushalte werden im Gesetzentwurf (BT-Drs. 14/6378) nicht ausreichend dargestellt. Die Kommunen dürften aufgrund der vorgesehenen neuen Regelungen mit einer Erhöhung der Kosten und damit nachteiligen haushaltsmäßigen Auswirkungen zu rechnen haben. Zwar ist richtig, dass der angestrebte Biotopverbund wohl keine Auswirkungen auf den Bundeshaushalt hat, da für die Schaffung des Biotopverbundes die Länder zuständig sind. Jedoch ist nicht zu erwarten, dass die Bundesländer die Kommunen von diesen Kosten gänzlich freistellen werden. Auch als Flächeneigentümer werden die Städte, Gemeinden und Kreise von den Kosten betroffen sein. Vor dem Hintergrund der angespannten kommunalen Haushaltslage ist es deshalb unverzichtbar, dass detaillierte Aussagen über die kostenmäßigen Auswirkungen des no​vellierten BNatSchG und deren Finanzierung vorliegen, bevor eine Änderung beschlossen wird.

II. Biotopverbund

Die Aufnahme der Biotopverbundplanung in § 3 des Gesetzentwurfs wird von den Kommunen grundsätzlich begrüßt. Damit wird dieses Instrument zur Sicherung und Vernetzung von Lebensräumen und Lebensgemeinschaften auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Die Forderung zur Schaffung eines Biotopverbundes auf mind. 10 % der jeweiligen Landesfläche wird zwar als realistisch eingeschätzt, wenn die bereits bestehenden Naturschutzgebiete, Nationalparke, FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete einen Anteil von 8 % ausmachen. Allerdings ist eine quantifizierte Vorgabe des prozentualen Anteils von Vorrangflächen für den Naturschutz nicht automatisch geeignet, Natur und Landschaft als Lebensgrundlage für den Menschen zu schützen. Prozentzahlen für ein Biotopverbundsystem können allenfalls nur als grobe Richtzahlen angegeben werden, die in den jeweiligen biogeographischen Regionen und in Abhängigkeit von der Naturausstattung, der Standortvielfalt und den Nutzungen erheblich schwanken können und müssen. 

III. Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

In § 18 Abs. 2 ist ähnlich wie in der bisherigen Fassung des § 8 Abs. 7 BNatSchG weiterhin geregelt, dass die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung nicht als Eingriff anzusehen ist, soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Diese Regelung erscheint nach Auffassung des Deutschen Städtetages überflüssig bzw. nicht mehr zeitgemäß, die Freistellung nach § 18 Abs. 2 gehört zu den bedeutendsten Defiziten des Naturschutzgesetzes. Es ist zwar umfangreich von der guten fachlichen Praxis die Rede und somit anerkannt, dass die Landwirtschaft leider häufig noch aufgrund der von ihr angewandten Methoden zu den bedeutendsten Verursachern der nachteiligen Entwicklung auf dem Sektor des Naturschutzes und der Landschaftspflege gehört. Aus der Eingriffsregelung ist dieser Bereich jedoch nach wie vor vollständig ausgeklammert. Die in den §§ 1 und 2 genannten Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege lassen sich in Schutzgebieten oder im Rahmen eines Biotopverbundes nicht allein verwirklichen. Wenn in der Begründung zum Gesetzentwurf zutreffend festgestellt wird, dass sich die Situation des Naturschutzes und der Landschaftspflege leider nicht verbessert, sondern im Gegenteil weiter verschlechtert hat, so ist eine inhaltlich stringentere Fassung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unabding​bar, auch wenn dies im Einzelfall eine Einschränkung der planerischen Möglichkeiten der Kommune darstellen kann. 

In § 19 wird nunmehr zwischen Ausgleichmaßnahmen und Kompensationsmaßnahmen (Ersatzmaßnahmen) unterschieden. In der naturschutzbehördlichen Praxis werden sowohl Ausgleichs- als auch Ersatzmaßnahmen als Kompensationsmaßnahmen bezeichnet. Nach der Definition in § 19 ist eine Beeinträchtigung ausgeglichen, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes in gleichartiger Weise wieder hergestellt sind. Demgegenüber wird im Zusammenhang mit der Kompensation der Begriff der Gleichwertigkeit benutzt. Bevor diese Begriffe in der kommunalen Praxis ausgelegt sind, dürfte ein längerer Zeitraum vergehen.

Durch die Formulierung in § 19 Abs. 2 zu einem Ausgleich in "gleichartiger Weise" (Satz 2) bzw. "gleichwertiger Weise" (Satz 3) nähert sich der Entwurf der Naturalrestitution, d. h. der Notwendigkeit der Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes. Dies war bisher nicht vorgesehen, denn der Ausgleich sollte der Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege dienen. Das Bundesnaturschutzgesetz zielte bisher nicht auf die Erhaltung des Status quo, sondern erlaubte und forderte eine Entwicklung. Eingeordnet in diesen Zielkontext bezweckt die aktuelle Ausgleichspflicht nicht die Wiederherstellung eines bestimmten Zustandes, sondern die Herstellung eines mindestens gleichwertigen Zustandes. Dem Schutzinteresse der Regelung ist damit genüge getan, wenn die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts wiederhergestellt ist. Diese Leistungsfähigkeit kann aber auch dann wiederhergestellt werden, wenn der Ausgleich auf andere Weise erfolgt als durch die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes oder die Bereitstellung des zerstörten Biotoptyps. Diese Regelung hat sich in ihrer Flexibilität bewährt und sollte deshalb beibehalten werden.

In § 20 ist für das Verfahren der Eingriffsregelung lediglich die Benehmensherstellung vorgeschrieben. Diese Beteiligungsform reicht aus Sicht des kommunalen Umweltschutzes nicht aus. Wenn die Eingriffsregelung weiterhin im sog. „Huckepackverfahren“ durchgeführt werden soll und die notwendigen Entscheidungen den jeweils zuständigen Genehmigungsbehörden überlassen werden, so müssten zur Stärkung naturschutzfachlicher Interessen weitergehende Formen der Mitwirkung auch im Gesetz festgeschrieben werden. 

Im § 21 Abs. 3 ist geregelt, dass Entscheidungen über Vorhaben nach § 34 des Baugesetzbuches im Benehmen mit den Naturschutzbehörden ergehen sollen. Auch nach den bisherigen Erfahrungen erschließt sich der Sinn dieser Regelung kaum, da die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nicht angewendet werden soll. Es stellt sich dann die Frage, aus welchem Grund das Benehmen herzustellen ist. Hierzu wird bislang in der Literatur die Auffassung vertreten, der Naturschutzbehörde solle die Möglichkeit gegeben werden, mit zu beurteilen, ob sich das jeweilige Vorhaben im Sinne der Regelung des Baugesetzbuches einfügt. Wenn sich ein Vorhaben in die Umgebung einfügen soll, so muss der Vermeidungsgrundsatz herangezogen werden können. Durch Ausgleichsmaßnahmen kann gewährleistet werden, dass bauliche Anlagen sich in ihre Umgebung einfügen.

IV. Gute fachliche Praxis

Die im Gesetz vorgesehene Neufassung der Ausgleichsregelung in § 5 Abs. 2 weicht von der bisherigen Regelung ab. Der Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen in der Land- und Forst​wirtschaft wird nicht mehr an Auflagen gebunden, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen oder Nutzungsbeschränkungen erst dann auszugleichen, wenn sie an die Grenze zur Sozialpflichtigkeit des Eigentums stoßen. Diese Regelung kann zur Folge haben, dass in einigen Bundesländern an der bisherigen Praxis festgehalten wird, in anderen Ländern aber von den neuen Möglichkeiten in vollem Umfang Gebrauch gemacht wird und nur noch dann Ausgleich gewährt wird, wenn die Grenzen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums erreicht sind. Aus Sicht der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände ist eine solche unterschiedliche Handhabung zu vermeiden. Die Länder sollten daher Reglungen erlassen, die Ausgleichzahlungen bereits dann vorsehen, wenn die Eigentümer mit Nutzungseinschränkungen belastet werden, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen. Die gute fachliche Praxis und die ordnungsgemäße Forstwirtschaft berücksichtigen Naturschutzbelange bereits, so dass die Eigentümer durch ihre Einhaltung einen Beitrag zum Naturschutz leisten. Für darüber hinausgehende Einbußen ist ein Ausgleich zu gewähren. Es ist Aufgabe des Bundes, in diesem Bereich für einheitliche Rahmenbedingungen in allen Bundesländern zu sorgen.

In Anlehnung an das Umweltgutachten 2000 des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen fordern wir eine Präzisierung der Begriffe "Ordnungsgemäße Forstwirtschaft" und "gute fachliche Praxis". Der Umweltrat sieht hierin eine Voraussetzung, um eine stärkere ergebnis- bzw. leistungsbezogene Honorierung von Umwelt- und Erholungsleistungen der Forstwirtschaft vornehmen zu können. Diese Leistungen des Waldes fallen nicht automatisch als Kuppelprodukte der Holzproduktion in der gesellschaftlich gewünschten Form an. Anreize, Leistungen zu erbringen, die keine Kuppelprodukte darstellen, werden vielfach nicht oder nicht ausreichend gesetzt, sind aber aus unserer Sicht erforderlich. In Anlehnung an den Rat von Sachverständigen für Umweltfragen empfehlen wir, Positivlisten oder Kataloge zu entwickeln, in denen die angestrebten Umweltqualitätsziele im Ökosystem Wald festgeschrieben und entlohnungswürdige Leistungen der Forstwirtschaft benannt werden. Die honorierungsfähigen Leistungen sollten dabei überwiegend auf regionaler Ebene unter Berücksichtigung der jeweiligen naturräumlichen Potentiale bestimmt werden. Zukünftig sollten auch im Kommunalwald Umwelt- und Erholungsleistungen stärker honoriert werden.

Wir schlagen vor, dass sich eine Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft unter Hinzuziehung von Vertretern der verschiedenen Waldbesitzerverbände mit der Problematik befasst und praxistaugliche Vorschläge erarbeitet.

In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf den von der SPD-Fraktion eingebrachten Entschließungsantrag vom 21.04.1998 zum Entwurf des Dritten Änderungsgesetzes BNatschG. Gefordert wird hier, dass die Grundsätze der guten fachlichen Praxis der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft in Bezug auf den Naturschutz von der Bundesregierung zusammen mit den Ländern bei der Weiterentwicklung des BNatSchG festgelegt werden müssen. Nur so könnten nach Auffassung der SPD Leistungen für den Naturschutz, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen, nach einheitlichen Kriterien entgolten werden. Gleichzeitig wird die Beteiligung auch des Bundes und der EU an der Finanzierung der Ausgleichsmaßnahmen eingefordert. 

Entsprechend früherer Reformforderungen der SPD, sollte die Bundesregierung eine finan​zielle Beteiligung des Bundes sicherstellen.

V. Vertragsnaturschutz und Eigentum

Dem Vertragsnaturschutz ist grundsätzlich der Vorrang gegenüber ordnungsrechtlichen Regelungen einzuräumen. Der Vertragsnaturschutz hat sich häufig als das Mittel bewiesen, mit dem die größtmögliche Form des Konsenses zwischen Naturschutzinteressen und den spezifischen Eigentümerinteressen erlangt werden konnte. 

Allerdings geben wir zu bedenken, dass bei der Ausweisung größerer Landschaftsschutzgebiete Hunderte von Eigentümern betroffen sein können. Angesichts der ohnehin bereits äußerst knapp bemessenen Personaldecke der unteren Naturschutzbehören ist es unmöglich, umfassend aufzuklären, ob der Schutzzweck insgesamt oder teilweise durch vertragliche Regelungen erreicht werden kann. In der Regel beinhalten LSG-Verordnungen keine erheblichen Beschränkungen ausgeübter Nutzungen. Die Nutzungsregelungen bewegen sich also im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums und sind entschädigungslos hinzunehmen. In Härtefällen kann ein Ausgleich gewährt werden. Die Maßgabe, zunächst die Möglichkeit vertraglicher Vereinbarungen zu prüfen, sollte daher auf die Fälle beschränkt werden, in denen die Grenze der Sozialpflichtigkeit bzw. die von den Ländern zu definierenden Grenzen eines Ausgleichs nach § 5 Abs. 2 überschritten werden sollen.

VI. Verbandsklage

Durch § 60 Abs. 1 wird dem nach den §§ 57, 58 des Referentenentwurfs anerkannten Vereinen über die bisher in § 29 BNatSchG geregelten Mitwirkungsrechte hinaus die Möglichkeit eingeräumt, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung einzulegen. Anerkannte Naturschutzverbände können folglich bei der Vorbereitung von Verordnung, Plänen, Planfeststellungsverfahren und Plangenehmigungen Widerspruch einlegen und Klage erheben, auch wenn sie selbst nicht in ihren Rechten verletzt sind. 

Die bundesweite Einführung der Verbandsklage wird abgelehnt. 

Will man die Interessen der Verbände konstruktiv einbinden, ist das Klagerecht nicht zielführend. Sinnvoll ist vielmehr die frühzeitige Einbindung aller Kreise in das in kommunaler Trägerschaft befindliche Planungsverfahren. Dies entspricht nicht zuletzt den Anforderungen der Lokalen Agenda 21. Eine Klagemöglichkeit wirkt letztlich verunsichernd, verstärkt tendenziell entgegenstehende Interessen und ist damit kontraproduktiv. 

Die Verbandsklage ist inzwischen in 13 Bundesländern als naturschutzrechtliche Verbandsklage eingeführt worden. Mangels bundesgesetzlicher Einführung ist sie daher bisher auf die Landesnaturschutzgesetze einer Mehrzahl der Bundesländer beschränkt. Bereits in den 70er Jahren wurde von verschiedenen Seiten eine Verbandsklage im Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege gefordert. Seinerzeit haben sämtliche beteiligten Ausschüsse im Bundestag dies abgelehnt. Stattdessen wurde bestimmten Organisationen ein Mitwirkungsrecht nach § 29 BNatSchG eingeräumt (vgl. BT-Drs. 7/5251, S. 13). Die politische Entscheidung gegen die Verbandsklage und für die Mitwirkung der Verbände im Verwaltungsverfahren wurde vor allem damit begründet, dass zwar "Prävention immer besser als Heilung sei", das behauptete Vollzugsdefizit der Behörden sich jedoch nicht beseitigen ließe, indem man die Naturschutzverwaltungen in zahllose Prozesse verwickele. 

Diese Argumentation hat auch noch heute Bestand. Die vorgesehenen Verbandsklageregelungen werde erhebliche Auswirkungen auf die Dauer von Verwaltungsverfahren sowie die Bestandskraft von Verwaltungsentscheidungen haben. Weiterhin ist die Präventivfunktion, auf die auch im Referentenentwurf abgestellt wird, überflüssig und stellt ein Misstrauensvotum gegenüber den Genehmigungsbehörden, insbesondere gegenüber den Naturschutzbehörden, dar, denen es - so wird offenbar unterstellt - nicht gelingt, die Naturschutzbelange im Verfahren durchzusetzen. Die Verwaltungspraxis hat gezeigt, dass die mit derartigen Entscheidungen befassten Behörden, nicht zuletzt wegen des verstärkten Umweltbewusstseins der Bevölkerung, schon im eigenen Interesse darauf bedacht sind, nicht nur materiell-rechtlich möglichst einwandfreie, sondern auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht mängelfreie Entscheidungen zu treffen. Es besteht daher keine sachliche Notwendigkeit, über die im alten § 29 BNatSchG vorgesehenen Beteiligungsfälle eine weitere Mitwirkung von Verbänden einzuführen. Sie führt lediglich zu erhöhtem Verwaltungsaufwand, verlängerten und komplizierten Verwaltungsverfahren, einem höheren Personal- und Kostenaufwand insbesondere für die Kommunen sowie einer mangelnden Planungssicherheit für Investoren. Die beabsichtigte Regelung konterkariert darüber hinaus alle Bemühungen des Bundes, der Länder und der Kommunen um eine Beschleunigung der Verwaltungsverfahren.

VII. Allgemeines


(1) Landschaftsplanung

Der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag unterstützen die vorgesehenen neuen Regelungen zur Landschaftsplanung.

Dagegen lehnt der Deutsche Städte- und Gemeindebund eine generelle Verpflichtung zur flächendeckenden Landschaftsplanung aus den folgenden Gründen ab:

Nach dem neuen § 16 "Landschaftspläne" sind die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf der Grundlage des Landschaftsprogramms  oder der Landschaftsrahmenpläne in Landschaftsplänen flächendeckend darzustellen. Weiter sind die Landschaftspläne der Entwicklung anzupassen. Die Länder sollen die Verbindlichkeit der Landschaftspläne, insbesondere für die Bauleitplanung, regeln können. Das Bundesgesetz verschärft damit das Recht der Landschaftspläne in dreierlei Hinsicht: 


I. Landschaftspläne wären künftig in allen Gemeinden (bzw. den sonst zuständigen Körperschaften) verpflichtend aufzustellen,


I. Landschaftspläne müssten künftig flächendeckend erarbeitet werden; die Beschränkung auf einen Teilbereich der Gemeinde wäre nicht mehr möglich, selbst wenn die entsprechenden Flächen bereits planerisch erfasst wären (z. B. weil es sich um Flächen eines Nationalparks oder eines Naturschutzgebietes handelt),


I. die Länder könnten Landschaftspläne für rechtsverbindlich erklären und damit die Bauleitplanung der Gemeinden steuern.

Wenn die geplanten Regelungen in Kraft treten würden, hätte dies erhebliche Auswirkungen auf die Kommunen und würde zu gravierenden Folgen führen. Eine generelle Verpflichtung zur flächendeckenden Landschaftsplanung widerspricht letztlich dem Gebot der Verhältnismäßigkeit und wird dazu führen, dass in einigen Fällen sogar "ohne Not", d. h. ohne ein fachlich zu begründendes Erfordernis, aufwendige Planwerke erstellt werden. Für absolut nicht akzeptabel halten wir auch die Ermächtigung für die Länder, die Verbindlichkeit eines Landschaftsplanes zu regeln. Zunächst wäre zu fragen, ob der Bundesgesetzgeber überhaupt berechtigt ist, seine baurechtlichen Kompetenzen über eine naturschutzrechtliche Regelung auf die Länder zu übertragen. Selbst wenn dies zulässig wäre, kann es aus Sicht der gemeindlichen Selbstverwaltung nicht hingenommen werden, dass das Naturschutzrecht neue Eingriffsmöglichkeiten in die kommunale Selbstverwaltung eröffnet.

Beispiel Rheinland-Pfalz
Wir halten Regelungen im BNatSchG für kontraproduktiv, die eine Änderung der eingespielten landesrechtlichen Verfahren der Landschaftsplanung zur Folge hätten. So hat sich z. B. in Rheinland-Pfalz die sogen. teilintegrierte Landschaftsplanung bewährt. Danach ist die Landschaftsplanung integraler Bestandteil der Bauleitplanung, und zwar als Landschaftsplan auf der Ebene des F-Plans sowie als Grünordnungsplan auf der Ebene des B-Plans. Die Planungsabschnitte der Bestandsaufnahme und Bestandsanalyse werden selbständig erarbeitet. Die dabei herausgearbeiteten Zielvorstellungen werden im Rahmen des Abwägungsgebots in die Bauleitplanung übernommen und die erforderlichen Maßnahmen, insbesondere Kompensationsmaßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung, in den Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplänen dargestellt bzw. festgesetzt. Eine Verpflichtung zur Aufstellung dieser landespflegerischen Planungsbeiträge besteht nur, sobald und soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist. Maßstab für das Erfordernis ist also das bauleitplanerische Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 6 BauGB. Zwar wird das Erfordernis in der Regel zu bejahen sein, eine generelle Verpflichtung lässt sich daraus jedoch nicht ableiten. Zum anderen gilt in Rheinland-Pfalz der Grundsatz "Keine Landschaftsplanung ohne Bauleitplanung". Diese Regelung ist nach den bisherigen Erfahrungen völlig ausreichend. 

Beispiel Niedersachsen
In Niedersachsen besteht derzeit weder eine Pflicht zur Aufstellung eines Landschaftsplanes noch muss dieser flächendeckend sein. Die Verbindlichkeit erschöpft sich bisher vor allem in der "Berücksichtigung" der (vorhandenen) Landschaftspläne in der Bauleitplanung. Die Gemeinden haben nach derzeitiger Rechtslage einen großen Entscheidungsspielraum, der bei der vorgesehenen Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes verloren gehen würde. Die Gesetzesänderung wäre mit schwerwiegend finanziellen Folgen für die Gemeinden verbunden. So schlägt erfahrungsgemäß die Aufstellung eines Landschaftsplanes mit Kosten von ca. 150.000 DM zu Buche. Bezogen auf die etwa 1.000 Gemeinden des Landes Niedersachsens stünden Gesamtkosten von bis zu 150 Mio. DM zu befürchten. Es bleibt auch nicht bei diesen einmaligen Kosten, da die Landschaftspläne entsprechend dem Vorschlag des BMU fortlaufend anzupassen sind. Hier wird eine neue kostenträchtige Aufgabe für die Gemeinden geschaffen, ohne einen finanziellen Ausgleich vorzusehen. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass es in Nordrhein-Westfalen in den letzten 20 Jahren nicht gelungen ist, die vom Gesetz her vorgeschriebene flächendeckende Landschaftsplanung auch nur annähernd flächendeckend abzuschließen.

Die Raumplanung ist auf der unteren Ebene Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung unter Abwägung aller Belange. Dies sollte auch so bleiben. Aus Gründen der Verwaltungsökonomie und der Deregulierung sollte sich die Aufstellung von Landschaftsplänen auf konkrete Erfordernisse von Naturschutz und Landschaftspflege beschränken.

(2) Grundflächen der öffentlichen Hand

Der Deutsche Städtetag trägt die in § 7 des Entwurfs vorgesehene Regelung nach denen den Eigentümern und Besitzern der öffentlichen Hand aufgegeben wird, auf ihren Flächen Naturschutzbelange in besonderer Weise zu berücksichtigen, mit. 

Dagegen lehnen der Deutsche Städte- und Gemeindebund und der Deutsche Landkreistag besondere Bewirtschaftungsauflagen ab. Die besondere Verantwortung für Naturschutz und Landschaftspflege ergibt sich bereits aus den einschlägigen Landespflegegesetzen, die allerdings die Bewirtschaftung unmittelbar nicht selbst regeln oder einschränken. Die Entscheidung über die Bewirtschaftung ihrer Flächen muss den kommunalen Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer allgemeinen Verantwortung für Naturschutz und Landschaftspflege selbst überlassen bleiben. Für den Kommunalwald ergibt sich im Übrigen eine besondere Verpflichtung bereits aus den einschlägigen Landeswaldgesetzen. Außerdem hätte die im Referentenentwurf vorgesehene Regelung eine Umkehrung der Herangehensweise an die Frage der Schutzwürdigkeit zur Folge, die nicht beabsichtigt sein kann: Bisher war die naturräumliche Ausstattung bzw. die Schutzwürdigkeit ausschlaggebend dafür, besondere Naturschutzmaßnahmen zu ergreifen. Nunmehr wird dies von der Besitzart abhängig gemacht. Es ist nicht plausibel, weshalb Wald in Staats- oder kommunalem Eigentum unabhängig von seiner örtlichen Beschaffenheit schützenswerter sein soll als beispielsweise Privatwald. Andere Regelungen würden im Ergebnis zu einem „Zweiklassennaturschutz“ führen. 
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